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Die ungelösten Probleme der Verteidigung Europas
Der nachstehende Artikel stellt einen Beitrag zur Diskussion über Probleme der westlichen Strategie dar 
und hat bei seinem Erscheinen, nicht zuletzt wegen der Zugehörigkeit des Verfassers zum Kreis der Be-
rater des Präsidenten Kennedy, starke Beachtung gefunden. Die Veröffentlichung an dieser Stelle erfolgt, 
um die darin vorgetragenen Gedanken, die ausschließlich die Auffassung des Autors wiedergeben, einem 
breiten deutschen Leserkreis zugänglich zu machen.
Die Genehmigung zum Abdruck erteilte dankenswerterweise die New Yorker Vierteljahreszeitschrift 
„FOREIGN AFFAIRS“.

Die Tagung der Verteidigungs- und Außenmini-
ster der NATO-Länder in Athen endete mit den 
üblichen Proklamationen der Einigkeit der Ver-
bündeten. Viel Wesens wurde um die Übergabe 
von fünf — später mehr — Polaris-Untersee-
booten an die NATO gemacht. Die Bedeutung 
der Tagung jedoch ging sehr über diese weit-
gehend symbolische Geste hinaus. Die Konfe-
renz von Athen bezeichnete den Punkt, an dem 
eine Überprüfung der NATO-Strategie nicht 
länger zu vermeiden war; sie unterstrich die 
dringende Notwendigkeit, die Diskussion der 
letzten Jahre über die relative Rolle nuklearer 
und konventioneller Streitkräfte, über das Ver-
hältnis von Abschreckung und Strategie sowie 
über die Kontrolle und Verwendung von Kern-
waffen abzuschließen.

Den Anstoß zu dieser Diskussion gab — kurz 
nach der Amtseinführung Präsident Kennedys 
— der Vorschlag der Vereinigten Staaten, die 
konventionellen Streitkräfte der NATO zu 
verstärken — genauer gesagt, sie auf die 
Stärke von 30 Divisionen zu br
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ingen, auf die 
man sich 1957 geeinigt hatte. Die europäischen 
Verbündeten ihrerseits versuchten festzustellen, 
ob die Vereinigten Staaten ihr Vertrauen auf die 
Kernwaffen einschränkten und ob die nukleare 
Garantie für Europa ihre Glaubwürdigkeit ver-
lieren würde. Die Amerikaner erwiderten, daß 
der Aufbau konventioneller Streitkräfte kein 
verringertes Vertrauen auf die sogenannte Ab-
schreckung bedeute. Im Gegenteil, die strate-
gische Schlagkraft würde vergrößert und unver-
wundbarer gemacht ). Die nicht-nukleare Rü-
stung würde — weit davon entfernt, die Glaub-

1) Rede von Heeresminister Stahr vor der NATO-
Parlamentarierkonferenz am 13 November 1961; 
zit. in “New York Times ', 14. November 1961. 

Würdigkeit der amerikanischen nuklearen Macht 
zu schmälern — diese in Wirklichkeit stärken 23). 
Mit anderen Worten, die in offiziellen amerika-
nischen Stellungnahmen verkündete NATO-Po-
litik war nicht neu; die Amerikaner forderten 
ihre Verbündeten lediglich auf, ihren früher ein-
gegangenen Verpflichtungen nachzukommen. 
Das Ziel war Elastizität in den Gegenmaßnah-
men (auf einen eventuellen Angriff).

2) Verteidigungsminister McNamara am 17 Febru-
ar 1962 Rede vor den Mitgliedern der American 
Bar Foundation in Chicago; “New York Times", 
18. Februar 1962.

3) Der Begriff „Gegenschlag-Strategie" (amerik. 
"Counterforce strategyd Ubers) kann in zwei 
Bedeutungen gebraucht werden: a) als Strategie 
für einen großen Krieg, vor allem als Erwiderung 
auf einen sowjetischen Angriff gegen die amerika-
nischen strategischen Streitkräfte; b) als Strategie, 
um mit allen Herausforderungen, einschließlich 
der Verteidigung der NATO, fertig zu werden. 
Vers, ist der Ansicht, daß im Falle eines Angriffs 
auf die amerikanischen Vergeltungsstreitkräfte eine 
Gegenschlag-Strategie den höchsten Grad an Ela-
stizität verleiht und eine äußerst wichtige Ver-
handlungsposition darstellen kann Für fast jede 
andere Herausforderung, einschließlich der Ver-
teidigung der NATO, wird jedoch ihr Nutzen aus 
den in diesem Artikel dargelegten Gründen stän-
dig abnehmen. Wo immer in diesem Artikel der 
Ausdruck Gegenschlag-Strategie gebraucht wird, 
wird er in seiner zweiten Bedeutung gebraucht 
werden: als Strategie zu Erwiderung auf andere 
Herausforderungen als einen Angriff auf die ame-
rikanischen strategischen Streitkräfte Dieser Ar-
tikel will nicht gegen den Besitz einer Fähigkeit 
zum Gegenschlag argumentieren, sondern dagegen, 
sich zu sehr auf sie zu verlassen.

Dieser merkwürdige Dialog, in dem eine Ak-
zentverschiebung in der Politik der Vereinigten 
Staaten in Begriffen traditioneller NATO-Kon-
zeptionen verteidigt wurde, erhöhte in vieler 
Hinsicht das Unbehagen bei den europäischen 
Verbündeten. Es gibt eine Anahl von Gründen, 
warum die NATO-Ziele hinsichtlich konventio-
neller Streitkräfte nie erreicht worden sind. Ein 
wichtiger Grund ist die Tatsache, daß diese 
Streitkräfte unter den Bedingungen der vorherr-
schenden NATO-Strategie ziemlich nutzlos 
waren.

Jene Strategie war zu einer Zeit entwickelt wor-
den, als die Vereinigten Staaten das strategische 
Übergewicht besaßen. Während des größeren 
Teils des Kernwaffenzeitalters konnten sie einen 
allgemeinen Krieg gewinnen, ob sie nun zuerst 
losschlügen oder als zweite. Sie konnten die so-
wjetische Vergeltungsstreitmacht mit einem 
Minimum an Aufwand zerstören. Diese Über-
legenheit ermöglichte es den USA nicht nur, 
einen Angriff auf ihr eigenes Gebiet zu verhin-
dern, sondern auch ihre Verbündeten durch 
eine praktisch einseitige amerikanische Garantie 

zu schützen. Die Sowjetunion war auf konven-
tionellem Gebiet stärker, aber sie konnte diese 
ihre Streitkräfte nicht in Marsch setzen, weil 
jede derartige Aktion den Einsatz des Strate-
gischen Luftkommandos (SAC) ausgelöst hätte. 
Sie konnte — sogar nachdem das technisch mög-
lich geworden war — die Vereinigten Staaten 
nicht zur gleichen Zeit wie Europa angreifen, 
weil das zwar die amerikanischen Verluste ver-
größert hätte, eine sowjetische Niederlage aber 
trotzdem unvermeidbar gewesen wäre. Während 
ihrer ganzen Existenz hing die Sicherheit der 
NATO wesentlich von der Fähigkeit der Ver-
einigten Staaten ab, die sowjetische Vergeltungs-
macht zu zerstören — technisch ausgedrückt: 
von dem Vermögen der USA, eine Gegenschlag-
Strate 3gie anzuwenden ).

Jede umsichtige Planung der NATO für die 60er 
Jahre muß von der Annahme ausgehen, daß der 



Nutzen einer Gegenschlag-Strategie für die Ver-
teidigung Europas notwendigerweise abnehmen 
wird. Man kann die Feststellungen der amerika-
nischen militärischen Führung akzeptieren, daß 
die Vereinigten Staaten an strategischer Schlag-
kraft überlegen sind und es zu bleiben geden-
ken. Die strategische und politische Bedeutung 
dieser Überlegenheit jedoch wird mit Sicherheit 
geringer werden Für die unmittelbare Zukunft 
— solange die sowjetische Raketenmacht ver-
hältnismäßig klein bleibt — mag eine Gegen-
schlag-Strategie technisch durchführbar bleiben. 
Diese Situation sollte jedoch als vorübergehende 
Frist für die Anpassung an unvermeidbare Tat-
sachen, nicht aber als Entschuldigung für die 
fortdauernde Abhängigkeit von traditioneller 
Politik angesehen werden.

Erstens muß die Lage der Ziele im voraus be-
kannt sein, wenn die Gegenschlag-Strategie eine 
Aussicht auf Erfolg behalten soll Das gilt be-
sonders für Raketen, die sich ihre Ziele nicht 
selbst suchen können. Angesichts der Natur der 
Sowjetgesellschaft und der Weite des sowjeti-
schen Raumes ist es wahrscheinlich, daß unsere 
Kenntnis sowjetischer Abschußbasen lückenhaft 
ist. Da sich zweitens die Raketensysteme immer 
weiter entwickeln, werden die Raketen — ein 
Nornalmaß an Klugheit beim Gegner voraus-
gesetzt — weit auseinandergezogen stationiert 
werden, wodurch es einer angreifenden Rakete 
unmöglich gemacht wird, mehr als eine Rakete 
am Boden zu zerstören. Viele Raketen werden 
in befestigten unterirdischen Steilungen ge-
schützt stehen. Diese beiden Faktoren werden 
die für einen erfolgreichen Gegenschlag erfor-
derlichen Kräfte erheblich vergrößern. Andere 
Raketen werden beweglich oder auf See statio-
niert sein und so die Notwendigkeit entstehen 
lassen, viele verschiedene Angriffsarten zu ko-
ordinieren.

Die ständig wachsende Kompliziertheit eines 
Raketenangriffes muß zwangsläufig den poli-
tischen Nutzen einer Gegenschlag-Strategie ver-
mindern — vielleicht sogar schneller, als es aus 
rein militärischen Erwägungen gerechtfertigt ist. 
Angesichts der Risiken, die sicher noch bedeu-
tend wachsen, wird es immer schwieriger wer-
den, politische Führer davon zu überzeugen, sich 
auf eine Strategie zu verlassen, die auf lücken-
haften Informationen beruht und große Mengen 
von Waffen voraussetzt, für die es aus Kriegs-
zeiten keine Einsatzerfahrungen gibt. Selbst 
wenn der Prozentsatz der gegnerischen strate-
gischen Streitmacht, den zu zerstören die USA 
in der Lage sind, die 60er Jahre hindurch gleich 
bleibt — eine übermäßig optimistische An-
nahme —, so wird doch die verbleibende absolute 
Stärke der gegnerischen Streitmacht wachsen. 
Die sowjetische Fähigkeit, die NATO-Länder 
in einem Gegenschlag zu verwüsten, wird sich 
somit unvermeidbar erhöhen.

So zu tun, als ob diese Faktoren nicht die Bereit-
schaft jedes Präsidenten der Vereinigten Staa-
ten verringern werden, einen allgemeinen Krieg 
zu beginnen, wäre ebenso unverantwortlich auf 
amerikanischer Seite wie es eine bequeme Täu-
schung für manche Verbündeten wäre. Auch die 
intensivsten Bemühungen werden es nicht ver-

hindern können, daß in den kommenden Jahren 
die Glaubwürdigkeit einer Gegenschlag-Strate-
gie abnehmen wird. Es wird immer schwieriger 
werden, die Sowjets davon zu überzeugen, daß 
die USA dazu in der Lage und bereit sind, die 
Risiken einzugehen, die sie in sich birgt. Wenn 
die NATO mit dem fortschreitenden Raketen-
zeitalter ihre Strategie nicht ändert, werden 
direkte sowjetische Herausforderungen zuneh-
mend die Folge sein.
Es gibt natürlich Leute, die einwenden, daß ein 
amerikanisches Zuschlägen nie erforderlich sein 
wird, solange die nukleare Drohung ernst genug 
ist. Wenn jedoch das Leben von Dutzenden von 
Millionen auf dem Spiel steht, kann kein Staats-
mann auf Grund derartiger psychologischer Kon-
struktionen Hasard spielen. Es ist einfach unver-
antwortlich, die Zukunft der Freiheit auf die 
Spekulation zu gründen, daß eine Drohung, die 
wahr zu machen man nicht bereit ist — oder sein 
sollte —, niemals herausgefordert werden wird. 
Und wenn diese Drohung wahr gemacht würde, 
— es sei denn als letztes Mittel — hätte die 
NATO-Strategie eine unnötige Katastrophe 
heraufbeschworen. Wo immer möglich, sollte die 
NATO in der Lage sein, kommunistischem 
Druck mit Mitteln entgegenzutreten, die der 
Herausforderung angemessen sind, und dabei 
der anderen Seite die Verantwortung für ein 
„Hinaufschaukeln'' (escalation) zu überlassen.

Konventionelle Waffen und traditionelle Konzeption
Während ihrer ganzen Geschichte hat die NATO 
unter der Schwierigkeit gelitten, daß ihr stra-
tegisches Konzept der Entwicklung ihrer Streit-
kräfte eher hinterherlief, statt ihr voranzu-
gehen. Entscheidungen wurden getroffen, um 
bestimmten Krisen zu begegnen, auf Grund 
fiskalischer Überlegungen oder mit einem Blick 
auf das voraussichtliche politische Ergebnis. 
Zu häufig sind über zehn Jahre lang mehr 
Gedanken auf Auswege verwandt worden, um 
über die nächste NATO-Konferenz hinweg-
zukommen, als auf eine neue Konzeption der 
NATO für die nächsten Jahre.
Wie immer bestimmte Truppenstärken auch zu-
stande gekommen sein mochten, nachdem sie 
einmal festgesetzt waren, haben sie ein Eigen-
leben entwickelt. Das Ziel von 30 Divisionen 
aus dem Jahre 1957 hatte, als es zuerst ins 
Auge gefaßt wurde, nicht viel Sinn — es sei 
denn als Überschlag dessen, was man von den 
europäischen Verbündeten billigerweise als Bei-
trag erwarten konnte. Das Ziel bot jedoch für 
die Kennedy-Regierung einen bequemen An-
satzpunkt, als sie beschloß, die herkömmlichen 
Streitkräfte zu verstärken. Die Folge ist, daß 
Ziele, die ursprünglich nicht erreicht wurden, 
weil sie im Rahmen der traditionellen NATO-
Konzeption zu hoch lagen, nun nicht mehr ge-
nügen, weil sie für eine wirksame lokale Ver-
teidigung zu niedrig sind.
Tatsächlich — und glücklicherweise — klaffte 
zwischen der Stärke der Streitkräfte auf dem 
Kontinent — bei Amtsantritt der Kennedy-
Regierung etwa 22 Divisionen — und der theo-

Das ist kein spezifisch amerikanisches Problem. 
Der verringerte Nutzen der Gegenschlag-Strate-
gie für die Verteidigung Europas entspringt nicht 
dem Wunsch der Vereinigten Staaten, unange-
tastet zu bleiben und gleichzeitig das Gebiet 
ihrer Verbündeten in ein Schlachtfeld zu ver-
wandeln, wie manchmal in Europa behauptet 
wird. Die gegen Europa gerichteten strategischen 
Waffen der Sowjetunion sind weitaus zahlrei-
cher als die gegen die Vereinigten Staaten ge-
richteten. Ein Gegenschlag des Strategischen 
Luftkommandos, der von beiden Gruppen von 
Waffen den gleichen Prozentsatz vernichten 
würde, würde eine weit größere Anzahl von 
den gegen Europa als von den gegen Amerika 
gerichteten Kernwaffen übrig lassen. Eigene eu-
ropäische strategische Streitkräfte würden diese 
Situation nicht wesentlich ändern.

Ein allgemeiner Krieg ist für die europäischen 
Verbündeten sicher vernichtender als für die 
Vereinigten Staaten. Die Hemmungen, mit 
denen sie einer Strategie der reinen Verwüstung 
gegenüberstehen, können also nicht geringer sein 
als die amerikanischen. Wenn sie ihre eigenen 
Interessen verstehen, sollten sie Alternativen 
zur gegenwärtigen Strategie für die Verteidi-
gung Europas fordern, statt sich ihnen zu wider-
setzen.

retischen NATO-Strategie immer eine große 
Lücke. Wenn die NATO die herrschende stra-
tegische Konzeption wirklich ernst genommen 
hätte, wäre es die einzige Funktion der Schild-
streitkräfte — der auf dem europäischen Konti-
nent aufgestellten Streitkräfte — gewesen, fest-
zustellen, daß ein allgemeiner sowjetischer Vor-
marsch wirklich begonnen hätte. In diesem 
Augenblick hätte das strategische Luftkommando 
seinen Gegenschlag geführt.
Es war kein Zufall, daß die 1957 geforderten 
30 Divisionen nie aufgestellt wurden. Um fest-
zustellen, daß etwas mehr als eine Grenzver-
letzung vorliegt, braucht man keine 30 Divisio-
nen. Tatsächlich wurden auch, um die NATO-
Ziele hinsichtlich der Truppenstärke vernünftig 
zu begründen, verschiedene andere Funktionen 
— ausgedrückt in Begriffen wie „Vorwärtsstrate-
gie" (forward strategy) und „Strategie des ge-
brochenen Rückgrates" (broken-back strategy) *)  
— ersonnen, die jedoch ebenfalls mit der grund-
sätzlichen NATO-Strategie unvereinbar waren. 
Im Kriegsfälle wären nicht die Landstreit-
kräfte. ih Europa der entscheidende Faktor, 
sondern die Wirksamkeit des Strategischen Luft-
kommandos. Nur ein Erfolg des Strategischen 
Luftkommandos könnte den sowjetischen Vor-
marsch aufhalten, und dann wäre die genaue 
Zahl der Divisionen ohne größere Bedeutung. 
Die Stärke der Truppen in Europa spiegelte 
psychologische und nicht strategische Überle-
gungen wider. Den europäischen Ländern ist es 
') Zerstörung von nichtmilitärischen Zielen im 
Hinterland, vor allem von Industrieanlagen. (Anm. 
d. übers.)



immer unbehaglich gewesen, die Hauptverant-
wortung für ihre Verteidigung einem fast 5 000 
km entfernten, bis vor kurzem in der Tradition 
des Isolationismus stehenden Verbündeten zu 
überlassen. Keine moralische Verpflichtung 
konnte ihre Furcht zerstreuen, die Amerikaner 
könnten ihre Garantie nicht einhalten. Sie ver-
suchten daher, die amerikanische Entscheidungs-
freiheit dadurch aufzuheben oder wenigstens 
einzuschränken, daß sie die USA verpflichteten, 
starke Landstreitkräfte auf dem europäischen 
Kontinent zu unterhalten. Das konnte man von 
den Amerikanern jedoch nur erwarten, wenn die 
Europäer zu eigenen Anstrengungen bereit 
waren.

So entstanden auf dem europäischen Kontinent 
starke Truppenverbände, obgleich die herr-
schende NATO-Konzeption ihnen keine beson-
dere Funktion zuweisen konnte. Die augenblick-
liehen Diskussionen in der NATO bleiben weit-
gehend unverständlich, wenn wir nicht erkennen, 
daß in den Augen der europäischen Verbünde-
ten die Schildstreitkräfte immer als Preis für die 
nukleare Garantie der Vereinigten Staaten, als 
eine Art Selbstauslöser für die amerikanischen 
strategischen Streitkräfte, angesehen worden 
sind. Die Europäer haben ihren Beitrag auf 
einem Niveau gehalten, das hoch genug war, 
die Amerikaner zu veranlassen, ihre Truppen-
verbände auf dem Kontinent zu halten, aber 
nicht so hoch, eine echte Alternative zu der Ge-
genschlag-Strategie zu bieten.

Eine andere Folge der NATO-Konzeption ist 
der außerordentlich große Ansporn zur Schaffung 
nationaler nuklearer Vergeltungsstreitkräfte. 
Die Konzeption hatte die Kernwaffen als letzt-
lich entscheidende Waffen angesehen. Um die 
Abhängigkeit von den Vereinigten Staaten zu 
verringern, Einfluß auf die amerikanische Politik 
zu gewinnen, sowie aus Prestigegründen be-
schritten zuerst Großbritannien und dann Frank-
reich den außerordentlich kostspieligen und 
schwierigen Weg, eine nukleare strategische 
Streitmacht aufzubauen.

Das war die Situation, als die gegenwärtige 
amerikanische Regierung ihr Amt übernahm. 
Nach amerikanischer Doktrin war jeder Krieg, 
in dem sich Truppen der Vereinigten Staaten 
mit sowjetischen oder rotchinesischen Truppen 
schlugen, ein großer Krieg. Das erklärte nicht 
nur den mit halbem Herzen durchgeführten 
Aufbau der Schildstreitkräfte auf dem Konti-
nent, sondern auch die geringen strategischen 
Reserven in den Vereinigten Staaten. In jedem 
direkten Zusammenstoß mit den kommunisti-
schen Großmächten hätten die Vereinigten Staa-
ten kaum eine andere Wahl, als nachzugeben 
oder einen nuklearen Gegenschlag zu führen.

Seit ihrer Amtsübernahme hat die Kennedy-
Regierung versucht, diese Lage zu ändern. Sie 
hat sich ihre Aufgabe jedoch dadurch erschwert, 
daß sie nicht klar darlegt, welche Art von Flexi-
bilität sie anstrebt. Eine echte Fähigkeit zu „fle-
xiblen Gegenmaßnahmen" würde die USA in die 
Lage versetzen, einer sowjetischen Herausforde-
rung mit dem gleichen Grad von Gewalt zu 
begegnen. Statt dessen wird der Aufbau kon-

ventioneller Streitkräfte mit einem technischen 
Argument gerechtfertigt: als Voraussetzung für 
die Fähigkeit zu einer letzten Warnung vor der 
Anwendung einer Gegenschlag-Strategie. Dieses 
Argument verfehlt seinen Zweck im Hinblick 
auf Europa. Eine Verstärkung der strategischen 
Reserve in den Vereinigten Staaten um drei 
oder vier Divisionen erhöht die Glaubwürdig-
keit der nuklearen Abschreckung für die Ver-
teidigung, sagen wir, Südostasiens; denn sie 
verschafft den USA die physische Möglichkeit, 
einzugreifen.

In Europa jedoch, wo die USA schon physisch 
engagiert sind, gewinnen ein paar zusätzliche 
Divisionen eine andere Bedeutung. Dort muß-
ten die ständigen Versicherungen, daß eine Ver-
mehrung der Schildstreitkräfte dazu bestimmt 
sei, einen Gegenschlag wahrscheinlicher zu 
machen, als Vorwand für die amerikanische Ab-
neigung erscheinen, einem Atomkrieg ins Auge 
zu sehen.

Die Notwendigkeit einer flexiblen Antwort in 
Europa kann nicht zur Rechtfertigung einer 
Gegenschlag-Strategie benutzt werden; sie muß 
dazu dienen, die Abhängigkeit von ihr zu 
vermindern. Solange das nicht offen einge-
standen wird, wird der Unterschied zwischen 22 
und 30 Divisionen unerheblich erscheinen. Und 
wenn die Folgen der bevorstehenden Unver-
wundbarkeit der Vergeltungsstreitkräfte offen 
ins Auge gefaßt werden, müssen die Rüstungs-
ziele neu bestimmt werden.

Diese Erwägungen werden noch anschaulicher 
durch die Vorstellungen, die zur Rechtfertigung 
der Stärkung der Schildstreitkräfte zu dienen 
pflegten, und die dadurch hervorgerufene Un-
ruhe. Wie von General Norstad dargelegt und 
von Präsident Kennedy bestätigt, sollten die 
Schildstreitkräfte — vermutlich die konventio-
nellen, obwohl das nicht ausdrücklich gesagt 
wurde — stark genug sein, eine „Pause" in den 
militärischen Operationen zu erzwingen, die es 
den Sowjets erlauben würde, „die damit ver-
bundenen größeren Risiken richtig abzuschät-
zen". Das heißt, die Schildstreitkräfte sollen 
eine „Schwelle" bezeichnen, unterhalb derer 
Kernwaffen nicht angewandt werden dürften.

Aber ist es wirklich so, .daß die Sowjets am 
Ende einer kurzen Periode konventioneller 
Operationen die größeren Risiken eines Atom-
krieges klarer sehen würden? Sollte ein groß-
angelegter konventioneller Angriff stattfinden, 
so hätten die Sowjets vermutlich die Drohung 
amerikanischer nuklearer Vergeltung nicht für 
voll genommen. Warum sollte diese Drohung 
im Verlauf konventioneller Operationen glaub-
hafter werden, wo jeder Tag das Gleichgewicht 
an Ort und Stelle zu unseren Ungunsten ver-
schieben würde? Warum sollte unsere Verhand-
lungsposition nach 30 Tagen — nachdem unsere 
Streitkräfte wahrscheinlich starke Verluste er-
litten hätten — besser sein als am Anfang? Was 
geschieht, wenn die Sowjets Verhandlungen an-
böten, nachdem sie von ihrer Siegesbeute Besitz 
ergriffen hätten? Wenn ein Atomkrieg zu Be-
ginn des Konflikts zu riskant war, warum sollte 
er dann nicht noch riskanter sein, nachdem der 

lokale Konflikt im wesentlichen gegen uns ent-
schieden wäre und die Verwüstungen, die ein 
beiderseitiger Einsatz von Kernwaffen verur-
sachen würde, die lokale Streitfrage belanglos 
erscheinen lassen könnten?

Wenn andererseits eingewandt wird, die Sowjets 
würden es nie wagen, die Schildstreitkräfte an-
zugreifen aus Furcht, das könnte einen beider-
seitigen Einsatz von Kernwaffen auslösen, was 
haben wir dann durch die Erhöhung der Zahl 
unserer Divisionen von 22 auf 30 gewonnen? 
Mit anderen Worten: solange ein atomarer 
Schlag die Hauptwaffe in unserem Arsenal 
bleibt, kann sich die jetzt geplante Erhöhung 
der konventionellen Streitkräfte in Europa 
leicht als zu klein oder zu groß erweisen; zu 
klein für eine wirksame örtliche Verteidigung, 
und zu groß, um eine Gegenschlag-Strategie 
glaubhaft bleiben zu lassen.

Die gleiche Schwierigkeit gilt für die Konzep-
tion der „Schwelle“. Diese ist von dem stellver-
tretenden amerikanischen Verteidigungsminister, 
Roswell Gilpatric, folgendermaßen umschrieben 
worden: „Die gegenwärtige Konzeption sieht 
vor, daß die NATO Kernwaffen einsetzt, wenn 
ihre Streitkräfte durch nicht-nukleare Angriffe 
von Ostblockstaaten in Gefahr sind, üb
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errannt 

zu werden." ) Hier erheben sich zwei Fragen: 
1. Wer entscheidet, ob die konventionellen 
NATO-Streitkräfte in Gefahr sind, überrannt 
zu werden? 2. Diese Entscheidung vorausgesetzt, 
wie sollen dann Kernwaffen eingesetzt werden?

Hinsichtlich der ersten Frage lassen sich Situ-
ationen vorhersehen, in denen NATO-Streit-
kräfte einfach zurückgeschlagen werden, ohne 
überrannt zu werden. Wird das dann die Atom-
schwelle sein? Was geschieht, wenn die Sowjets 
in Osteuropa eine ganz klar überlegene Streit-
macht zusammenziehen, ohne noch einen An-
griff begonnen zu haben? Es könnte auch sein, 
daß bei einer im übrigen erfolgreichen Verteidi-
gung einzelne Einheiten von, sagen wir, Divi-
sionsgröße Rückschläge erleiden würden. Wenn 
Kernwaffen in Europa bis auf Divisionsebene 
und darunter .verteilt sind, ist es denkbar, daß 
schon die Lage amerikanischer Kernwaffenvor-
räte und ihrer Träger die Frage des Einsatzes 
von Kernwaffen entscheiden wird. Diese Situ-
ation kann sehr wohl zur Abschreckung bei-
tragen. Sie ist jedoch nicht mit der Absicht in 
Einklang zu bringen, wirkungsvolle konventio-
nelle Operationen durchzuführen.

Nehmen wir jedoch an, es sei möglich, genau zu 
entscheiden, daß die konventionellen NATO-
Streitkräfte in Gefahr sind, überrannt zu 
werden: Dann erhebt sich die Frage, welche 
Kernwaffen und wie sie eingesetzt werden 
sollen. Wenn wir voraussetzen, daß beide 
Seiten über taktische Kernwaffen in genü-
gender Anzahl und Größe verfügen, ist es 
noch lange nicht gesagt, daß die Anwendung 
dieser Waffen auf dieser Stufe des Kampfes für 
den Verteidiger günstiger wäre. Nach Überwäl-
tigung der konventionellen Verteidigung wür-
den vermutlich zu wenige Schildstreitkräfte 

4) 



übrigbleiben, um die Flut einzudämmen, auch 
wenn die angreifenden Einheiten durch Kern-
waffen reduziert wären. Nach einem Durchbruch 
ist es sehr wohl möglich, daß der Einsatz von 
Kernwaffen im Kampfgebiet den Angreifer be-
günstigt, dessen Einheiten dann schon ausein-
andergezogen sein können, während der • er-
teidiger seine Einheiten in vorhersehbare Räume 
zurückziehen muß. Mit anderen Worten: wenn 
Kernwaffen überhaupt taktisch eingesetzt wer-
den sollen, dann liegt wahrscheinlich der gün-
stigste — vielleicht der einzige günstige — 
Augenblick dazu in der ersten Phase militäri-
scher Operationen, oder höchstens, solange die 
Schildstreitkräfte noch einigermaßen intakt und 
sowjetische Reserven noch nicht auf dem Kampf-
feld erschienen sind.

Die Fähigkeit, eine Niederlage — oder eine dro-
hende Niederlage — von den konventionellen 
Streitkräften abzuwenden, würde damit von der 
Wirksamkeit eines ersten Vergeltungsschlages 
abhängen, und damit wären wir wieder am Aus-
gangspunkt. Wenn wir zu einem wirksamen 
Gegenschlag in der Lage sind, ist es gleich, ob 
22 oder 30 Divisionen geschlagen werden. Sind 
wir es nicht, so werden auch 30 Divisionen nicht 
genügen.

Ähnliche Überlegungen löst die unangeneh-
me Konzeption einer „Vorwärtsverteidigung" 
aus, womit die Fähigkeit gemeint ist, entlang 
dem Eisernen Vorhang eine Verteidigung auf-
zubauen und vor allem Städte in der Nähe 
dieser Trennungslinie zu schützen. Es ist oft 
eingewandt worden, dies könne mit einer Ver-
stärkung auf 30 Divisionen erreicht werden. 
Wenn man an einen begrenzten Handstreich 
denkt, ist der Einwand richtig. Hegt man jedoch 
die Hoffnung, die Mittelfront entlang dem 
Eisernen Vorhang im Fall eines größeren An-
griffs zu halten, so ist es außerordentlich gefähr-
lich. Die nahe den gegnerischen Kraftzentren 
aufgestellten konventionellen Streitkräfte sind 
nämlich am meisten gefährdet, und das um so 
mehr, als die Verteidigung notwendigerweise 
auseinandergezogen ist, während der Angreifer 
Schwerpunkte bilden kann. Die meisten kon-
ventionellen Schlachten sind nicht durch allge-
meine, sondern durch örtliche Überlegenheit 
entschieden worden — durch die Fähigkeit, 
Streitkräfte an einem kritischen Punkt zu kon-
zentrieren und dann den Gegner im einzelnen 
zu schlagen. Der Versuch, eine Linie entlang 
dem Eisernen Vorhang mit 30 Divisionen zu 
halten, würde den Fehler der Alliierten von 
1940 wiederholen, als sie in den Niederlanden 
eingekesselt wurden.

Natürlich bilden 30 Divisionen eine stärkere 
Kraft als 22. Ihr größter Nutzen liegt jedoch im 
Rahmen von Aufgaben, die wir nicht festgelegt 
haben. Schildstreitkräfte dieser Größe werden in 
hohem Maße die Fähigkeit der NATO verstär-
ken, Verbündete wie Griechenland und die Tür-
kei gegen Angriffe der Satellitenstaaten zu ver-
teidigen. Sie werden es leichter machen, einem 
Drude auf europäische Länder, die nicht der 
NATO angehören, wie z. B. Österreich und 
Jugoslawien, entgegenzutreten. Sie mögen vor 

allem nötig sein, wenn eine taktische Nuklear-
Verteidigung der mitteleuropäischen Front ins 
Aug
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e gefaßt wird — obwohl es scheint, daß die-
ses Ziel ausdrücklich ausgeschlossen worden 
ist ).
Im Abschnitt Mitteleuropa werden 30 Divisio-
nen die Fähigkeit der NATO erhöhen, kleineren 
Angriffen zu widerstehen. Darüber hinaus wer-
den sie es der NATO ermöglichen, einem Groß-
angriff etwas länger Widerstand zu leisten. Der 
springende Punkt ist jedoch die Definition des 
Begriffs „kleinerer Angriff". Einem sowjetischen 
Handstreich an der mitteleuropäischen Front mit, 
sagen wir, fünf Divisionen können schon 22 Di-
visionen widerstehen, wenn auch nicht in glei-
chem Maße beweglich. Ein größerer sowjetischer 
Angriff wäre gleichbedeutend mit einem großen

Die Entscheidung für
Die NATO wird klarer als bisher die Notwen-
digkeit ins Auge fassen müssen, Streitkräfte für 
eine örtliche Verteidigung Europas aufzustellen. 
Diejenigen Europäer, die glauben, daß eine Be-
tonung der lokalen Verteidigung die Glaubhaf-
tigkeit der Abschreckung verringere, verwech-
seln Ursache und Wirkung. Das Fehlen von 
Alternativen zu einem strategischen Gegen-
schlag ruft mit Sicherheit eine Schwäche hervor, 
die zum Angriff reizt. Die Schaffung dieser 
Alternativen wird größere Anstrengungen er-
fordern als die bisher vorgesehenen verhältnis-
mäßig geringfügigen Änderungen der Konzep-
tion und der Truppenstärken.

Zwei Wege sind möglich Der erste würde dazu 
führen, die Schildstreitkräfte und Einsatzreser-
ven so zu verstärken, daß sie nicht nur 30 Tage, 
sondern so lange standhalten könnten, bis das 
überlegene Potential des Westens sich auswir-
ken kann. Das Ziel der konventionellen Streit-
kräfte wäre es dann, ein örtliches Unentschieden 
zu erreichen, vergleichbar dem Unentschieden 
der strategischen Streitkräfte, das die lokale 
Verstärkung erst nötig gemacht hat. Diese 
Kräfte müßten in nuklearer -Kriegführung aus-
gebildet sein und Rückenstärkung durch eine 
Atomstreitmacht erhalten, die sie vor dem 
sowjetischen Kernwaffeneinsatz bewahren könn-
te. Da jedoch bei iesem Weg der taktische 
Einsatz von Kernwaffen nicht ausgeschlossen 
wäre, würde die NATO im wesentlichen ver-
suchen, der sowjetischen Macht mit den gleichen 
Mitteln zu begegnen, die sie anwendet, und 
damit die Skala der Abschreckung vervoll-
ständigen. Wenn dieser Weg gewählt wird, 
wird das Ziel von 30 Divisionen wesentlich 
erhöht und eine Reserveorganisation fast aus 
dem Nichts geschaffen werden müssen.

Dieser Kurs geht nicht über die Möglichkeiten 
der NATO hinaus. Westeuropa allein ist der 
UdSSR an Industriepotential und sogar an 
Menschenzahl überlegen, und für die Nord-
atlantische Gemeinschaft als Ganzes sollte es 

Krieg in Mitteleuropa. Es ist gegen jede Ver-
nunft, anzunehmen, daß die Entscheidung der 
Sowjets darüber, einen größeren Angriff oder 
einen kleineren Übergriff zu unternehmen, da-
von abhängt, ob sie 22 oder 30 Divisionen 
gegenüberstehen. Da das Risiko eines Angriffs 
auf einige 20 Divisionen nicht viel kleiner wäre, 
als das eines Großangriffs, würde die Sowjet-
union wahrscheinlich gerade so starke Kräfte 
einsetzen, wie nötig wären, die mitteleuropäische 
Front zu zerschlagen, solange sie unzureichend 
gehalten wird. Wenn, mit anderen Worten, der 
konventionelle Aufbau der NATO etwas an-
deres sein soll als eine unbedeutende Variation 
traditioneller Strategie, so ist eine grundlegende 
Überprüfung der NATO-Konzeption und der 
Truppenstärken nötig.

örtliche Verteidigung
viel leichter als für den Ostblock sein, die ganze 
Skala der Abschreckungsmacht zu unterhalten. 
Der oft gehörte Einwand, daß die NATO ihre 
gegenwärtige Strategie beibehalten müsse, da 
ihre Völker nicht bereit seien, die für eine wirk-
same lokale Verteidigung nötigen Opfer zu 
bringen, ist zweifellos unvereinbar mit der Auf-
rechterhaltung der Glaubhaftigkeit eines ersten 
Gegenschlages. Aus welchem Grunde sollte 
ein Angreifer daran glauben, daß Völker und 
Politiker, die nicht bereit sind, die für die Sicher-
stellung einer konventionellen lokalen Verteidi-
gung nötigen, vergleichsweise kleinen Opfer zu 
bringen, bereit wären, die ungeheuren Verwü-
stungen auf sich zu nehmen, die ein Atomkrieg 
mit sich bringt?

Gleichzeitig ist auch die Entscheidung, sich auf 
eine weitgehend konventionelle Verteidigung zu 
verlassen, nicht ohne Risiken. Wenn wir nicht 
sehr behutsam und feinfühlig vorgehen, könnte 
der Eindruck entstehen, der Westen betrachte 
jede Art von Atomkrieg als undenkbar, wie 
groß die Herausforderung auch sein mag. Unter 
diesen Umständen könnten die Sowjets die kon-
ventionelle Verstärkung der NATO durch die 
Androhung des Einsatzes von Kernwaffen gegen 
die konventionellen Truppenverbände bedeu-
tungslos machen. Übrigens ist es trotz der oben 
angestellten Betrachtungen möglich, daß keine 
westliche Regierung einschließlich der der Ver-
einigten Staaten gewillt ist, die Anstrengungen 
zu machen, die die Verlagerung auf die konven-
tionelle Verteidigung mit sich brächte. Sollte es 
nicht gelingen, die erforderlichen Verbände auf-
zustellen, würde ein Gefühl der Schwäche ein-
treten und sowjetische Pressionen herausfordern. 
Nichts könnte gefährlicher sein, als die Ver-
teidigungskonzeption zu ändern, ohne die 
nötigen Streitkräfte für ihre Verwirklichung 
aufzustellen.

Wenn die NATO nicht gewillt ist, die für eine 
konventionelle Verteidigung nötigen Anstren-
gungen zu machen, wäre die zweite Möglichkeit, 
sich stärker auf taktische Kernwaffen zu verlas-
sen. Ein taktischer Atomkrieg erfordert zu Be-
ginn nicht weniger Truppen als ein konventio-

5) Vgl. die Berichte in der "New York Times" über 
den V orschlag von Verteidigungsnrinister McNamara 
auf der NATO-Ministertagung in Athen am 6. Mai 
1962.



neller Krieg — eher sogar mehr. Ein solcher 
Krieg wird jedoch höchstwahrscheinlich mit 
aktiven Verbänden ausgetragen, und der Ein-
satz von Kernwaffen sollte eine umfassende 
Verstärkung der Truppen im Frontgebiet ver-
hindern können.

Im Rahmen dieser Strategie sollten die konven-
tionellen Streitkräfte wenigstens stark genug 
sein, die in Deutschland und Osteuropa ste-
henden sowjetischen Kräfte aufzuhalten. Das 
würde einen unerwarteten Handstreich verhin-
dern. Ein entscheidender sowjetischer Angriff 
würde einen vorherigen Truppenaufmarsch er-
fordern. Wenn die konventionellen Streitkräfte 
des Westens so stark wären, daß zu ihrer Über-
windung bedeutende sowjetische Verstärkungen 
nötig wären, würden sich für taktische Waffen 
viele Ziele bieten. Der Zweck der konventionel-
len Streitkräfte wäre es, optimale Bedingungen 
für den Einsatz taktischer Kernwaffen zu schaf-
fen. Die Abschreckung würde nicht durch Vor-
sorge für jeden unvorhersehbaren Fall erreicht, 
sondern dadurch, daß sich die Sowjets der Aus-
sicht auf einen Konflikt mit unübersehbaren 
Folgen gegenübersähen.

Von der gegenwärtigen Strategie unterscheidet 
sich dieser Weg in drei Punkten:

a) man würde größeres Vertrauen darin setzen, 
einen sowjetischen Angriff ohne Anwendung 
eines Gegenschlages aufzuhalten;

b) Kernwaffen würden nicht erst nach einer 
Pause und wenn die NATO-Streitkräfte am 
Rande der Niederlage stünden eingesetzt wer-
den. Sie würden eher in einem frühen Opera-
tionsstadium verwendet werden, nämlich sobald 
es sich herausstellte, daß ein sowjetischer Groß-
angriff im Gange ist;
c) zuerst würden Ker
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eingesetzt werden ).

Das überzeugendste Argument für die Zahl von 
30 Divisionen liegt in der Verteidigung mit tak-
tischen Kernwaffen, nicht in der konventionellen.

Gleichzeitig ist der Verlaß auf eine Verteidi-
gung mit taktischen Atomwaffen offenbar der 
unsicherere und risikoreichere Weg, wenn er 
auch leichter zu beschreiten ist. Er würde vom 
Westen verlangen, Kernwaffen in einem frühen 
Stadium der Operationen einzusetzen. Zögerte 
die NATO, könnten die Sowjets den Wider-
stand der Verteidigungsstreitkräfte so weit 
brechen, daß auch der Einsatz von taktischen 
Kernwaffen die Situation nicht wiederherstellen 
könnte.
Diese Strategie könnte die Sowjets daher zu 
nicht eindeutig bestimmbaren Herausforderun-
gen veranlassen, um die NATO in einen un-
günstigen Zermürbungskrieg zu verwickeln. Die 
Schwierigkeit entsteht dadurch, daß es der 
Westen versäumt hat, eine klare Konzeption für 
den Krieg mit taktischen Kernwaffen auszu-
arbeiten oder eigens dafür bestimmte Streit-
kräfte aufzustellen. Aus verschiedenen Gründen 
ist die Möglichkeit der Begrenzung eines Kern-
waffenkonflikts verworfen und sind alle Kern-
waffen ohne Rücksicht auf ihre Art in Acht und

6) Siehe unten S. 511.

Bann getan worden. Wenn dieser Trend an-
dauert, wird wahrscheinlich eine Strategie, die 
das Schwergewicht auf den Einsatz taktischer 
Atomwaffen legt, auf ähnliche Hemmnisse' sto-
ßen wie die Gegenschlag-Strategie, die den So-
wjets fast gleichartige Möglichkeiten für Erpres-
sungen bieten würden.

Welcher Weg auch immer eingeschlagen wird, 
eine Reihe von Überlegungen muß festgehalten 
werden. Erstens ist die Wahl zwischen konven- • 
tionellem und atomarem Krieg nicht länger dem 
Westen allein überlassen. Unabhängig von ihren 
eigenen Wünschen muß die NATO darauf ge-
faßt sein, daß der Gegner zuerst Kernwaffen 
einsetzt. Jeder Krieg wird — ob Kernwaffen ein-
gesetzt werden oder nicht — nuklear sein in dem 
Sinn, daß der Aufmarsch auch konventioneller 
Streitkräfte das Vorhandensein taktischer Kern-
waffen in Betracht ziehen muß und das Risiko 
des „Hinaufschaukelns“ auch bei gegenseitiger 
Unverwundbarkeit niemals ganz ausgeschaltet 
werden kann.

Zweitens besteht bei der Entscheidung über die 
Stärke der benötigten Streitkräfte die Gefahr 
eines zu mechanischen Vorgehens. Zu oft ist der 
Eindruck erweckt worden, eine wirksame kon-
ventionelle Verteidigung könne unter der Vor-
aussetzung erreicht werden, daß zum Angriff 
eine Überlegenheit von etwa 3

7

 : 1 nötig ist. 
Diese Voraussetzung, die merkwürdig an gewisse 
französische Theorien vor dem zweiten Welt-
krieg erinnert, darf, selbst wenn sie stimmt, 
nicht so wörtlich genommen werden. Der An-
greifer braucht nicht an der ganzen Front eine 
Überlegenheit von 3:1. Er kann dadurch ge-
winnen, daß er Truppen an dem entscheidenden 
Punkt massiert und ihn überrennt. Im konven-
tionellen Krieg sind Siege sehr oft bei ungefähr 
gleichen Stärkeverhältnissen errungen worden. 
(Deutschland hat schließlich seine Siege im 
zweiten Weltkrieg mit unterlegenen Kräften 
errungen) ).
Eine Akzentverschiebung auf die örtliche Ver-
teidigung wird die NATO zwingen, sich ent-
schlossen drei anderen Problemen zuzuwenden: 
der Standardisierung der Waffen, der Schaffung 
von Spezialstreitkräften für den konventionellen 
Krieg und einer Überprüfung der Kernwaffen-
stationierung. Im Augenblick ist die NATO mit 
verschiedenen Typen von Panzern, Artillerie 
und Kleinwaffen ausgerüstet. Obwohl das 
NATO-Oberkommando integriert ist, besitzt 
jeder nationaler Heeresverband seine eigenen 
Waffen. Im Falle eines Konfliktes könnten sich 
die Probleme der Logistik als unlösbar heraus-
stellen. Wahrscheinlich bildet hinsichtlich der 
Begriffe „Pause“ und „Schwelle" jede nationale 
Streitmacht innerhalb des integrierten Ober-
kommandos einen Faktor für sich.

Mit den augenblicklichen Waffen könnte außer-
dem ein konventioneller Kampf von einiger 
Dauer eine unerträgliche Abnützung der nukle-
aren Streitkräfte zu Folge haben. Dies gilt be-
sonders für die Luftwaffe. Lim eine moderne

7) Um die Gefahr eines plötzlichen Durchbruchs zu 
verringern, sollten wir die Anlage von Befesti-
gungsanlagen zum Schutze strategischer Punkte an 
der Mittelfront erwägen.

Luftabwehr zu überwinden und tief in feind-
liches Gebiet einzudringen, sind komplizierte, 
schnelle Flugzeuge erforderlich. Die Kosten die-
ser Maschinen zwingen unter dem Gesichtspunkt 
der Wirtschaftlichkeit fast zum Einsatz von 
Kernwaffen. Außerdem ist die Zahl der verfüg-
baren Kampfflugzeuge heute bedeutend gerin-
ger als im zweiten Weltkrieg. In einem längeren 
konventionellen Krieg könnte ein wesentlicher 
Teil der für ein eventuelles Eingreifen mit nu-
klearen Waffen nötigen Flugzeuge verloren-
gehen. Wenn die konventionelle Rüstung wirk-
sam sein soll, muß die NATO ihre taktischen 
Luftstreitkräfte verstärken und billige, einfache 
Maschinen zur Unterstützung der Bodenstreit-
kräfte entwickeln.

Das wirft unmittelbar die Frage der Verteilung 
und Kontrolle von Kernwaffenträger auf. In 
Europa sind sie im Augenblick so weit vorn 
stationiert, daß jeder örtliche Rückzug ihren so-
fortigen Einsatz erzwingen könnte. Gleichzeitig 
sind sie so verstreut, daß, obwohl dem ameri-
kanischen Präsidenten die allgemeine Entschei-
dung über ihren Einsatz vorbehalten ist, nadt 
einer solchen Entscheidung eine differenzierte 
Kontrolle 8)  außerordentlich schwierig sein wird. 
Diese unbehagliche Situation wird noch dadurch 
verschlimmert, daß der Begriff „taktisch im 
üblichen Sprachgebrauch alle Waffen umfaßt, 
die nicht dem Strategischen Luftkommando 
unterstellt sind. Während einige der Waffen in 
Europa für den Einsatz auf dem Schlachtfeld 
bestimmt sind, haben andere im wesentlichen 
Vergeltungsfunktionen, die nicht von denen 
des Strategischen Luftkommandos zu unter-
scheiden sind. Somit entsteht durch die augen-
blickliche Aufstellung zwangsläufig ein Drude 
in Richtung einer ständigen Steigerung der 
Mittel, nicht nur auf den Atomkrieg hin, 
sondern, nachdem jene Schwelle einmal über-
schritten ist, zu seiner verheerendsten Form. 
Auf welcher Höhe auch immer sich die 
konventionelle Rüstung befinden mag, eine 
Überprüfung der Stationierung von Kernwaffen 
sowie des ihrem Einsatz zugrunde liegenden 
Plans sind unbedingt erforderlich.

•) Amerik. "discriminating control ’, d. h. nach 
einer generellen Entscheidung zugunsten des Ein-
satzes von Kernwaffen die Entscheidung über Ein-
satz oder Nichteinsatz von Kernwaffen an einzel-
nen Punkten, die auf Grund der Beurteilung der 
örtlichen Lage getroffen werden muß (Anm. d. 
übers.)

Somit hat die NATO erst die ersten Probe-
schritte in Richtung auf eine Neubewertung 
ihrer Strategie getan. Sie hat die Anzahl ihrer 
Divisionen um ein geringes erhöht und ihre 
Ausrüstung verbessert. Eine ernsthafte Entschei-
dung für die örtliche Verteidigung erfordert 
jedoch umfassendere Anstrengungen. Wenn die 
hier dargestellten Unklarheiten nicht beseitigt 
werden, könnte die Sowjetunion unsere Aktionen 
mißverstehen. Innerhalb der NATO wird es sich 
als schwierig herausstellen, eine wirksame po-
litische Kontrolle der militärischen Planung 
durchsetzen. Halbe Maßnahmen könnten die 
NATO dazu führen, jeweils die Nachteile jedes 
möglichen Weges auf sich nehmen zu müssen.



Die NATO und taktische Kernwalten
Der augenblickliche Aufmarsch der NATO-Kern-
waffenstreitmacht ist im Rahmen der gegenwär-
tigen NATO-Konzeption eine Anomalie. Kern-
waffen und Abschußrampen für den taktischen 
Einsatz sind in Europa in beträchtlicher Anzahl 
stationiert worden. Der stellvertretende amerika-
nische Verteidigung

8)

sminister Gilpatric hat je-
doch den Gedanken an einen taktischen Atom-
krieg abgelehnt: „Ich für meine Person habe 
niemals an einen sogenannten begrenzten Krieg 
geglaubt Ich weiß einfach nicht, wie man eine 
Schranke einbauen will, nachdem man einmal 
angefangen hat, irgendeine Art von Atomschlag 
anzuwenden.'' 8  Diese Ansicht scheint von Ver-
teidigungsminister McNamara auf der Tagung 
der NATO-Minister in Athen bekräftigt worden 
zu sein 9).

8) Pressekonferenz vom 6. Juni 1961; zit. nach 
New York Times", 7. Juni 1961.

9) "New York Times", 6. Mai 1962.
10) Rede vor den Mitgliedern der American Bar 
Foundation, a. a. O.

Gleichzeitig beteuerte McNamara, daß im Fall 
eines großen Krieges die strategischen Streit-
kräfte allein genügen würden, jeden nuklearen 
Auftrag auszuführen: „Es ist gar keine Frage, 
daß unsere strategischen Vergeltungsstreitkräfte 
— Bomber, Raketen und Polaris-Unterseeboote 
— voll und ganz in der Lage sind, sowjetische 
Ziele zu vernichten, selbst nachdem sie einem nu-
klearen Überraschungsangriff ausgesetzt gewesen 
sind. Nach Abzug 

10)

der Verluste durch einen 
ersten nuklearen Angriff von Seiten des Geg-
ners rechnen wir damit, daß unsere (strategi-
schen) Streitkräfte prinzipiell alle sowjetischen 
Ziele ohne jede Hilfe durch taktische Luft-
waffeneinheiten oder von Flugzeugträgern ver-
nichten werden, die ebenfalls in der Lage sind, 
diese Ziele mit Kernwaffen anzugreifen ,0 .“

In diesem Rahmen sind die nuklearen Verbände 
auf dem Kontinent gefährlich und nutzlos zu-
gleich. Gefährlich, weil sie vielleicht den be-
grenzten Atomkrieg unvermeidbar machen, von 
dem sowohl McNamara als auch Gilpatric be-
hauptet haben, er werde sich zu einem allge-
meinen Atomkrieg ausweiten. Nutzlos, weil sie 
Ziele ein zweites Mal angreifen würden, die 
schon für unsere strategischen Streitkräfte vor-
gesehen sind.

Die Gültigkeit der Feststellungen unserer höch-
sten für die Verteidigung verantwortlichen Be-
amten hängt natürlich davon ab, was man vom 
Zentralproblem der NATO, der Wirksamkeit 
der Gegenschlag-Strategie, hält. Wenn die sich 
gegenüberstehenden strategischen Streitkräfte 
leicht verwundbar sind, wird wahrscheinlich 
jeder Einsatz von Kernwaffen zur ständigen 
Steigerung der Mittel führen. Nadi dieser 
Hypothese wäre jedoch eine echte konven-
tionelle Rüstung ebenso unnötig wie die 
nuklearen Verbände auf dem Kontinent über-
flüssig wären. Wenn, was viel wahrschein-
licher ist, die Unverwundbarkeit der sich gegen-
überstehenden Vergeltungsstreitkräfte zunimmt, 
gewinnt der kontrollierte Einsatz von Kern-
waffen eine andere Bedeutung.

Präsident Kennedy hat von der Notwendigkeit von 
Alternativen zwischen LInterwerfung und großem 
Atomkrieg gesprochen. Dafür scheint die Fähig-
keit zu taktischen nuklearen Operationen aus-
schlaggebend zu sein. Tatsächlich ist das die 
nützlichste — vielleicht die einzig sinnvolle Auf-
gabe für die auf dem Kontinent stationierten 
Kernwaffen.

Manche Leute wenden ein, die begrenzte An-
wendung von Kernwaffen könne, wenn man sie 
als notwendig erachte, den strategischen Streit-
kräften überlassen werden. Nach dieser Argu-
mentation würde ein — wenn auch begrenzter — 
Atomkrieg so verworrene und gefahrvolle Situa-
tionen mit sich bringen, daß die örtliche Lage 
verhältnismäßig unwichtig wird. Diese Theore-
tiker treten deshalb dafür ein, daß, wenn ein 
konventioneller Kampf atomar zu werden droht, 
„demonstrativ“ und als „Schuß vor den Bug“ 
Kernwaffen eingesetzt werden sollen.

Aber was gedenkt man damit zu demonstrieren? 
Es gibt zwei Möglichkeiten, die strategischen 
Kräfte einzusetzen: einen begrenzten Angriff 
auf die gegnerische strategische Streitmacht oder 
einen „Strafangriff“ auf nichtmilitärische Ziele 
des Aggressors. Bei beiden Methoden sind ernste 
Zweifel an der Zweckmäßigkeit angebracht.

Wenn die gegnerische strategische Streitmacht 
verwundbar und der begrenzte amerikanische 
Angriff wirksam ist, kann die sowjetische Ant-
wort in einem Gegenschlag auf unsere Städte 
bestehen, solange der Sowjetunion einige stra-
tegische Waffen verbleiben. Ist die gegnerische 
Vergeltungsstreitmacht verhältnismäßig unver-
wundbar, ist das Ergebnis vielleicht ein „Auge 
um Auge, Zahn um Zahn“. In dem Fall kann 
der Ausgang sehr wohl von dem Sieg auf dem 
Schlachtfeld in Mitteleuropa abhängen. In fast 
jeder vorhersehbaren Situation ist ein Gegen-
schlag in voller Stärke vielleicht weniger riskant, 
als ein begrenzter.

Wenn Kernwaffen „zur Strafe" eingesetzt wer-
den, hängt das Ergebnis wahrscheinlich wieder 
von der örtlichen Situation ab. Nachdem sowje-
tische Streitkräfte den Rhein erreicht haben, 
kann zum Beispiel die Zerstörung Kiews, ge-
folgt von einer ähnlichen Zerstörung im Westen, 
alle anderen Überlegungen zurückdrängen in 
dem Wunsch, die Spirale zu immer größerer Ver-
wüstung aufzuhalten. Die darauf folgende Ver-
wirrung und Panik kann es den Sowjets sehr 
wohl erlauben, ihre neuen Eroberungen zu 
sichern. Die wirksamste Methode zur Anwen-
dung von Kernwaffen in begrenztem Umfang 
ist offenbar ihr taktischer Einsatz, um eine 
Schlacht zu beenden und einen Durchbruch zu 
verhindern.

Auch unter günstigsten Umständen wird die 
jedem Einsatz von Kernwaffen folgende Ver-
wirrung beträchtlich sein. Hinzu kommt die 
mangelnde Erfahrung aller Länder in der An-
wendung von Kernwaffen. Der Einsatz von 
Kernwaffen zur Verhinderung eines bedeutende-
ren Gebietsgewinnes durch den Angreifer hätte 
den Vorteil, genau festgelegte geographische 

Grenzen zu beachten. Von allen Begrenzungen 
ist das diejenige, die am einfachsten zu ver-
stehen und zu vereinbaren ist. Wenn ein Still-
stand in den militärischen Operationen erzwun-
gen werden kann, ist das Hauptziel der Vertei-
digung erreicht.
Bis jetzt stoßen Überlegungen dieser Art auf 
den Widerstand verschiedenartiger Gruppen: 
Anhänger der traditionellen Luftkriegs-Theorie 
sind überzeugt, daß jede begrenzte Anwendung 
von Kernwaffen mit Sicherheit ergebnislos blei-
ben wird; Pazifisten sind darauf aus, unsere 
Möglichkeiten auf die beiden extremsten Al-
ternativen festzulegen; Verfechter begrenzter 
Abrüstungspläne möchten die Tür für Maßnah-
men wie eine atomwaffenfreie Zone in Europa 
offen halten. Der Mangel an Konzeption und 
Vorbereitung auf einen taktischen Atomkrieg 
— verstanden als Beherrschung des Kampfge-
bietes — ist eine der größten Lücken im gegen-
wärtigen Verteidigungsplan sowohl der Verei-
nigten Staaten als auch der NATO. Diesem 
Mangel sollte im Rahmen der Neukonzeption 
der NATO-Strategie abgeholfen werden. Strate-
gische Waffen können diese Aufgabe nicht über-
nehmen. Ihnen fehlt die Genauigkeit, sie sind 
zu gewaltig, und sie würden bei einer taktischen 
Verwendung rasch aufgebraucht sein.
Eine Reform des atomaren Aufmarsches auf dem 
europäischen Kontinent sollte systematisch die 
Rolle der Kernwaffen bei der Stabilisierung 
einer Kampffront berücksichtigen. Das ist vor 
allem nötig, wenn die NATO nicht genügend 
konventionelle Streitkräfte aufstellen kann, um 
einem massiven Angriff zu widerstehen; es ist 
jedoch auf jeden Fall erforderlich, damit wir 
wissen, was wir mit den Kernwaffen machen 
sollen, wenn sie zuerst von den Sowjets gegen 
NATO-Streitkräfte eingesetzt werden. Die 
NATO sollte nicht einfach danach trachten, 
existierende Waffen durch modernere Typen mit 
ähnlichen Aufgaben zu ersetzen, wie zum Bei-
spiel Flugzeuge durch Raketen. Eher sollte man 
sich bemühen, erst die Aufgaben neu zu durch-
denken und erst danach dem neuen Konzept 
entsprechende Waffen zu entwickeln. Der Aus-
druck „taktischer Einsatz“ sollte viel genauer 
definiert werden, als er es in der Vergangenheit 
gewesen ist. Im gängigen Denken unterscheidet 
sich ein taktischer von einem allgemeinen Atom-
krieg in erster Linie durch seine geographische 
Begrenzung — eine Betrachtungsweise, die für 
das mögliche Opfer uninteressant sein muß. Alle 
Aufgaben und die ihnen angemessenen Waffen 
werden gründlich neu durchdacht werden müssen. 
Jeder taktische Einsatz von Kernwaffen erfer-
fordert eine differenzierende Kontrolle und eine 
genaue Vorausplanung. Wahrscheinlich wird 
keins der beiden Ziele erreicht werden, solange 
Kernwaffen einen derart integrierenden Be-
standteil jeder größeren militärischen Einheit 
bilden. Um sowohl die konventionelle Rüstung 
wirksam zu gestalten als auch einen flexiblen 
Einsatz von Kernwaffen zu ermöglichen, sollten 
die Kernwaffenverbände auf dem europäischen 
Kontinent unter einem eigenen Kommando zu-
sammengefaßt werden. Wenn man eine NATO-
Atommacht für nötig hält, wäre die Kontrolle 



taktischer Operationen ihre angemessenste Auf-
g 11abe ).

Es ist leicht, über die Regeln des „Marquis of 
Queensbury" *)  zu spotten, die der begrenzte 
Atomkrieg angeblich erfordern soll. Viele wen-
den ein, ein begrenzter Atomkrieg werde sich 
automatisch „hochschaukeln“, da die verlierende 
Seite immer mehr Mittel einsetzen werde, um 
die Lage wiederherzustellen. Daher, so wird be-
hauptet, sei ein Sieg unmöglich. Diejenigen je-
doch, die die Idee eines taktischen Atomkrieges 
verspotten, sollten uns erklären, welche Alterna-
tiven sie Vorschlägen, wenn — in welcher Phase 
der konventionellen Rüstung auch immer — 
die Sowjets als erste Kernwaffen gegen unsere 
Schildstreitkräfte einsetzen sollten. Wenn wir 
weder die Kapitulation noch den großen Atom-

11) Siehe unten S. 514.
12) Der Marquis of Queensbury (auch Queensberry 

geschrieben) gründete 1866 zusammen mit John 
G. Chambers die "Amateur Athletic Union" und 
stellte für das Boxen feste Regeln auf. (Anm. d. 
Übers. |
12) Siehe „Frankfurter Allgemeine Zeitung", 21. 
April 1962.

13) Rede von Präsident Kennedy in Ottawa vom 
17. Mai 1961; Text in “New York Times", 18. Mai 
1961.
14) "New York Times", 6. Mai 1962.
15) Rede von Präsident Kennedy in Ottawa, a. a. O.
16) Siehe Pressekonferenz vom 1. März, abgedruckt 
im "Department of State Bulletin", 19. März 1962, 
S. 456.

Die NATO und die Verfügungsgewalt über Kernwaffen
Weiche Strategie auch immer die NATO wählt, 
sie wird sich mit der Frage der Verfügungsge-
walt über die Kernwaffen auseinandersetzen 
müssen. Seit fast zwei Jahren ist diese schwierige 
Frage Gegenstand von Beratungen und Diskus-
sionen. Frankreich versucht, seine eigene Ver-
geltungsstreitmacht aufzubauen und geht damit 
einen Weg, den Großbritannien schon seit lan-
gem eingeschlagen hat. Die Bundesrepublik 
Deutschland hat (nach der letzten Erklärung 
ihres Verteidigungsministers) um Informationen 
über die Lage der Kernwaffenvorräte in Deutsch-
land gebeten, und um eine Garantie, daß diese 
nicht ohne Zustimmung der NATO zurück-
gezogen werden sowie schließlich eine Art von 
nicht näher bestimmter gemeinsamer Kontrolle 
über Kernwaffen verlangt, die von deutschem 
Boden abgeschossen würden 121). Die franzö-
sischen Anstrengungen zielen darauf ab, die 
Abhängigkeit von der Vergeltungsstreitmacht 
der Vereinigten Staaten zu verringern, während 
der deutsche Vorschlag in erster Linie mit der 
Frage eines taktischen Atomkrieges zusammen-
hängt, da die Kernwaffen auf deutschem Gebiet 
für eine Vergeltungsstrategie weder geeignet 
noch gedacht sind. Andere NATO-Verbündete 
denken an irgendeine Form gemeinsamer Kon-
trolle, weniger, um zu einer positiven Entschei-
dung über die Anwendung von Kernwaffen bei-
zutragen, als vielmehr, um gegen ihren Einsatz 
ein Veto einlegen zu können.

Die amerikanischen Überlegungen leiden unter 
dem Bemühen, mehrere unvereinbarte Aktions-
pläne zu verbinden. Die USA möchten die Ver-
mehrung nationaler Atomstreitkräfte verhindern 
und betonen die steigende Bedeutung konventio-
neller Streitkräfte. Sie möchten aber gleichzeitig 
die entscheidende Stimme in der nuklearen Po-
litik der NATO behalten. Es ist jedoch gegen 

krieg wollen, ist der taktische Einsatz von Kern-
waffen vielleicht unsere einzige Möglichkeit, 
eine Niederlage zu verhindern. Das Schlimmste, 
was geschehen könnte, wenn Kernwaffen tak-
tisch eingesetzt werden, geschieht mit Sicherheit 
bei Anwendung der Gegenschlag-Strategie.

Wenn es schließlich richtig ist, daß in einem 
taktischen Atomkrieg ein Sieg unmöglich ist, 
dann würde damit gleichzeitig die Abschreckung 
verstärkt, denn eine Aggression wäre dann sinn-
los. Diese Feststellung ist jedoch nur teilweise 
richtig. Wenn die Schildstreitkräfte zerschlagen 
sind, könnte es dahin kommen, daß auch der 
Einsatz immer stärkerer Kampfmittel die Lage 
nicht wiederherstellen kann. Ein wirksamer Ein-
satz taktischer Kernwaffen hängt daher von der 
Stärke der Schildstreitkräfte ab.

alle Vernunft, von den europäischen Verbünde-
ten zu erwarten, daß sie ihre konventionellen 
Streitkräfte in einem gemeinsamen Kommando 
integrieren und größeres Vertrauen in eine kon-
ventionelle Verteidigung setzen, während einer 
der Partner für sich das Monopol über die Ge-
genmittel gegen eine sowjetische nukleare Droh-
ung sowie die Handlungsfreiheit beim Einsatz 
von Kernwaffen beansprucht.

Von diesem Standpunkt aus gesehen ist die fran-
zösische atomare Rüstung nicht so sinnlos, wie 
sie oft hingestellt wird. Man kann leicht zeigen, 
daß nationale Atomstreitkräfte in Europa wir-
kungslos sind, weil sie bei einem entschlosse-
nen Überraschungsangriff nutzlos wären und 
weil es Selbstmord wäre, sie selbständig gegen 
die Sowjetunion einzusetzen. Die Kernfrage ist 
jedoch, ob diese Streitkräfte dafür gedacht sind, 
separat eingesetzt zu werden. Könnte die So-
wjetunion jemals einen Überraschungsangriff 
auf die strategischen Streitkräfte Großbritan-
niens oder Frankreichs führen, ohne das unan-
nehmbare Risiko eines Gegenschlages durch die 
Vereinigten Staaten oder einen anderen einst-
weilig verschonten Verbündeten auf sich zu neh-
men? Für den Fall, daß umgekehrt die strate-
gischen Streitkräfte eines der europäischen Ver-
bündeten die UdSSR ohne amerikanische Zu-
stimmung oder vielleicht sogar gegen den Wil-
len der LISA angreifen würden, kann man na-
türlich einfach sagen, dann würden die USA 
diesem Verbündeten seinem Schicksal über-
überlassen. In Wirklichkeit wäre das äußerst 
unwahrscheinlich. Es handelt sich nicht nur dar-
um, daß die Sowjets vielleicht trotzdem einen 
Atomschlag gegen die USA führen würden. Was 
wichtiger ist, einen widerspenstigen Verbünde-
ten zu „bestrafen", indem er einem sowjeti-
schen Gegenschlag ausgeliefert wird, hätte für 
Amerika sicherlich ebenso ernste Folgen wie für 
den Übeltäter.

Wenn die Amerikaner ehrlich sein wollen, müs-
sen sie zugeben, daß einer ihrer Einwände gegen 
die Aufstellung neuer nationaler Nuklear-
streitkräfte innerhalb der NATO daher rührt, 
daß sie nicht zulassen wollen, daß ein Verbünde-

ter in der Lage ist, die USA in einen Atomkrieg 
zu zwingen. Aus diesem Grunde wird die Ent-
stehung nationaler Nuklearstreitkräfte unab-
hängig von ihrer militärischen Wirksamkeit 
praktisch zu politischer Koordination der 
NATO-Politik zwingen, wie sie zuerst Präsident 
de Gaulle in seinem Direktoriumsplan vorge-
schlagen hat. Präsident de Gaulle hat zweifellos 
auch noch andere Ziele im Sinn. Die Frage für 
die NATO bleibt trotzdem, ob es möglich ist, 
eine Koordination ohne kostspielige und ver-
geudete doppelte Anstrengungen zu erreichen.

Mehrere Pläne sind vorgeschlagen worden. Im 
Mai 1961 bot Präsident Kennedy ausdrücklich 
an, „der NATO . . . fünf — und später noch 
mehr — Polaris-Atomunterseeboote zu unter-
stellen . . . vorbehaltlich der Einigung der 
NATO über Richtlinien über Verfügungsgewalt 
und Einsatz.“ 13 ) Dieses Versprechen wurde von 
Verteidigungsminister McNamara auf der Mini-
stertagung in Athen eingelöst, als er mitteil-
te, daß der NATO schon fünf Polaris-Untersee-
boote unterstellt worden seien und mehr folgen 
sollten14 ). Ebenso hat Präsident Kennedy die 
Bereitschaft ausgedrückt, „eine NATO-Seestreit-
macht in Betracht zu ziehen, die in Besitz und 
Verfügungsgewalt wirklich mul
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tilateral wäre 
. . ." ). Außenminister Rusk bestätigte die 
amerikanische Bereitschaft, an Beratungen über 
dieses Projekt teilzunehmen ).

Bei der Bewertung dieser Vorschläge und Ver-
sprechen ist es jedoch wichtig, daß wir uns über 
ihr Wesen im klaren sind. Der NATO Polaris-
Unterseeboote zu unterstellen ist ein wichtiges 
Symbol amerikanischen Engagements. Es ist 
jedoch kein Plan für eine wirksame gemeinsame 
Verfügungsgewalt über Kernwaffen — und es als 
solche darzustellen ruft nur Verwirrung hervor. 

Was bedeutet tatsächlich diese Unterstellung 
unter die Befehlsgewalt der NATO? Wie ange-
kündigt, bleiben die U-Boote unter ausschließ-
licher Kontrolle der Vereinigten Staaten. Bedeu-
tet dies, daß eine stärkere Verpflichtung zum 
Einsatz der der NATO unterstellten nuklearen 
Streitkräfte für die Verteidigung Europas be-
steht als zum Einsatz des -Strategischen Luft-
kommandos? Es besteht die Gefahr, den Ein-
druck zu erwecken, als bestünden verschiedene 
Stufen amerikanischer nuklearer Verpflichtung 
gegenüber der NATO. Das muß abgewogen 
werden gegen die Beruhigung, die unsere 
Verbündeten aus der Unterstellung dieser U-
Boote unter die NATO schöpfen. Was soll man 
dann von dem Satz im NATO-Kommunique 
von Athen halten, daß die Vereinigten Staa-
ten und Großbritannien feste Zusagen abgege-
ben hätten, „daß ihre strategischen Streitkräfte 
auch weiterhin Schutz gegen Bedrohungen des 
Bündnisses bieten, die über den Rahmen dessen 
hinausgehen, mit dem die der NATO unter-



stellten Streitkräfte fertig werden können“?17 ) 
Bedeutet das, daß es in der NATO-Strategie 
zwei „Schwellen" gibt, eine zwischen konventio-
nellem und Atomkrieg und eine zweite zwischen 
dem Einsatz der der NATO unterstellten stra-
tegischen Streitkräfte und dem des Strategischen 
Luftkommandos in Verbindung mit dem briti-
schen Bomberkommando? Wenn ja, so würde 
das allein das Ende einer Gegenschlag-Strategie 
bedeuten, denn eine derartige Strategie geht über 
die Möglichkeiten einer der NATO unterstell-
ten Streitmacht von Polaris-U-Booten hinaus — 
sowohl der gegenwärtigen von fünf Booten wie 
auch einer künftigen stärkeren. Wenn jedoch 
alle strategischen Streitkräfte zusammenwirken 
sollen, ist es die Frage, ob es klug ist, sie in 
zwei Teile aufzuspalten.

17) Text des 
7. Mai 1962.

Man kann einwenden, daß die Unterstellung 
der Polaris-Unterseeboote unter die NATO sie 
gemeinsamen Richtlinien unterwirft, wie das in 
der Rede von Präsident Kennedy in Ottawa 
zum Ausdrude kommt. Aber was bedeuten 
Richtlinien für einige wenige U-Boote? Gemein-
same Pläne, die strategisch sinnvoll sein sollen, 
müßten die gesamte Nuklearstreitmacht der 
NATO erfassen, einschließlich des SAC und des 
britischen Bomberkommandos.

Eine ernstere Frage jedoch ist die folgende: sind 
diese Richtlinien als Eventualplan für den Ein-
satz von Kernwaffen zu verstehen, voraus-
gesetzt, die betroffenen Regierungen stimmten 
ihrer Anwendung zu? Oder sollen sie die NATO 
verpflichten, in gewissen vorher festgelegten 
Situationen Kernwaffen einzusetzen, d. h„ soll 
der NATO-Oberbefehlshaber im voraus eine 
Vollmacht erhalten, so daß er keine weiteren 
Rücksichten auf politische Direktiven mehr zu 
nehmen braucht? Sollte ersteres der Fall sein, 
so schafft die Diskussion von Richtlinien viel-
leicht ebenso viele Probleme, wie sie löst. Ein 
Eventualplan dieser Art bietet nicht nur Mög-
lichkeiten, er schließt auch welche aus. Er be-
stimmt nicht nur, wann Kernwaffen angewandt, 
er legt auch genau fest, wann sie nicht ein-
gesetzt werden sollen. Der Versuch, zu sehr ins 
einzelne zu gehen, kann daher die Schwierig-
keiten vergrößern, das Versäumnis, ins einzelne 
zu gehen, könnte die Interessen einiger NATO-
Partner verletzen.

Wenn andererseits die Richtlinien als Direktive 
für den NATO-Oberbefehlshaber ausgearbeitet 
werden, würde das einen bisher beispiellosen 
Verzicht auf ein traditionelles Schlüsselelement 
der NATO-Politik bedeuten, nämlich auf die 
politische Kontrolle des militärischen Apparates. 
Auf jeden Fall sind einige europäische NATO-
Partner nicht so sehr über Mängel der ameri-
kanischen Planung beunruhigt wie — um es grob 
auszudrücken — über den Mangel an Entschlos-
senheit. Einige Verbündete erklären ganz offen, 
sie bezweifelten nicht die Fähigkeit der Ameri-
kaner, Kernwaffen einzusetzen, sondern ihre 
Bereitschaft dazu.

Lassen sich diese Sorgen beheben durch die 
Schaffung einer NATO-Kernstreitmacht, sei es 

durch gemeinsamen Besitz einer NATO-Polaris-
streitmacht oder durch die Bildung einer multi-
lateralen zentralen Steuerung der der NATO 
unterstellten Polaris-Unterseeboote? Man meint, 
die Ausgestaltung der NATO zu einer „vierten 
Atommacht" würde zu einer gemeinsamen Pla-
nung führen und nationale Atomstreitkräfte er-
setzen. In der Praxis wird wahrscheinlich keins 
von beidem erreicht werden.

Eine multilaterale NATO-Atomstreitmacht, die 
auf den schon bestehenden Bau der NATO auf-
gesetzt würde, brächte innerhalb des Bündnisses 
drei, vielleicht sogar vier verschiedene Arten 
strategischer Streitkräfte hervor: eine sehr große 
unter ausschließlicher Kontrolle der Vereinigten 
Staaten (diese kann je nachdem, wie dieNATO-
Streitmacht aussehen soll, aus zwei Teilen be-
stehen, einem unter dem Strategischen Luftkom-
mando und einem der NATO „unterstellten“), 
zwei kleinere nationale, und schließlich eine 
mittelgroße NATO-Streitmacht, an der alle 
Länder beteiligt wären, die schon nationale 
Atomstreitkräfte besitzen. Dieses Sammelsurium 
von Streitkräften würde außerordentlich schwie-
rige Kommando- und Kontrollprobleme mit sich 
bringen. Wie wir gesehen haben, könnte dies 
den Sowjets auch zu verstehen geben, es be-
stünden verschiedene Intensitätsgrade der ameri-
kanischen nuklearen Verpflichtung Europa ge-
genüber. Warum sonst würden wir so viele Ab-
stufungen der Vergeltungsmacht ersinnen?

Welchen Zweck soll ferner eine derartige multi-
laterale NATO-Streitmacht haben? Wenn die 
amerikanischen strategischen Streitkräfte auch 
ohne die Hilfe von außerhalb Amerikas ste-
henden Kräften jedes sowjetische Ziel in Schach 
halten, wie Minister McNamara sagte, ist sie 
militärisch vermutlich überflüssig. Eine multi-
laterale NATO-Streitmacht kann auch keine 
bessere Gegenschlag-Strategie ausführen als 
eine kleine, von den Vereinigten Staaten kon-
trollierte NATO-Streitmacht. Außerdem muß 
sie bei jeder denkbaren Operation mit den weit-
aus stärkeren, unter ausschließlich amerikani-
scher Kontrolle stehenden Kräften koordiniert 
werden.

Falls wir eine multilaterale NATO-Atomstreit-
macht schaffen, die militärisch sinnlos ist, wer-
den wir nicht am Ende, sondern am Anfang 
einer Entwicklung stehen. Ist die gemeinsame 
Streitmacht einmal aufgestellt, wird es so gut 
wie unmöglich sein, dem Verlangen derer zu 
widerstehen, die sie in ein militärisch nützliches 
Instrument verwandeln wollen. Sie werden dar-
auf drängen, sie zu verstärken und den europä-
ischen Verbündeten ein entscheidenderes Mit-
bestimmungsrecht einzuräumen, als es augen-
blicklich vorgesehen ist. Das mag wünschenswert 
sein, aber die Amerikaner sollten sich doch 
wenigstens mit offenen Augen auf einen der-
artigen Weg begeben.

Wenn eine NATO-Streitmacht, wie sie gegen-
wärtig geplant ist, militärisch unnötig ist, ist sie 
dann wenigstens eine Antwort auf Europas Sor-
gen wegen der nuklearen Vorherrschaft der 
USA? Das wirft unmittelbar das Problem des 

amerikanischen Vetorechtes in der atomaren 
Politik der NATO auf.

Wenn die USA ein Vetorecht behalten, bleiben 
für die Verteidigung der NATO zwei Arten von 
strategischen Streitkräften bestehen: eine ver-
hältnismäßig kleine, die der amerikanischen Zu-
stimmung zusätzlich zu der des NATO-Kontroll-
mechanismus bedürfte; daneben eine große 
Streitmacht — das Strategische Luftkomman-
do —, das ausschließlich unter amerikanischer 
Kontrolle bleiben würde, wenn vielleicht auch 
in zwei Teile zersplittert. Die europäischen Ver-
bündeten könnten dann den Einsatz der klei-
neren Streitmacht verhindern, aber sie könnten 
ihn nicht erzwingen. Den Einsatz der größeren 
Streitmacht der Vereinigten Staaten — vom mili-
tärischen Standpunkt aus der entscheidenden — 
könnten die Verbündeten weder verhindern 
noch erzwingen.

Im Falle einer Meinungsverschiedenheit zwi-
schen den USA und den europäischen Verbün-
deten gäbe es zwei Alternativen. Sollten die 
Amerikaner Kernwaffen anwenden wollen und 
die Europäer nicht, könnten die USA immer 
noch das Strategische Luftkommando (und wahr-
scheinlich sogar die der NATO unterstellten 
Polaris-Unterseeboote) einsetzen. Sollten die 
Europäer Kernwaffen anwenden wollen und die 
Amerikaner nicht, würde sowohl die NATO-
Atomstreitmacht als auch das Strategische Luft-
kommando untätig bleiben. Mit anderen Wor-
ten, eine NATO-Atomstreitmacht mit amerika-
nischem Veto würde wohl die Sicherungsvorkeh-
rungen, nicht aber die Auslösevorrichtungen ver-
mehren. Es läßt sich leicht nachweisen, daß sie 
nur eine Überweisung von Kernwaffen von 
einem amerikanischen Hauptquartier in ein 
anderes bedeutete — wie die Franzosen schon 
behauptet haben.

Wenn die USA andererseits auf ihr Vetorecht 
verzichteten, würde ein schwieriges und viel-
leicht unlösbares verfassungsrechtliches Problem 
auftauchen. Kann eine Gruppe von fremden 
Mächten die Vereinigten Staaten ohne ihr Ein-
verständnis zu einem Atomkrieg zwingen? Ob-
wohl die augenblickliche Situation nicht viel 
anders ist, kann doch sehr viel davon abhängen, 
ob diese kleine Nuance bestehen bleibt. Der 
Versuch, sie zu eliminieren, könnte eine Dis-
kussion auslösen, die das Ausmaß der amerika-
nischen nuklearen Bündnistreue der NATO ge-
genüber in Zweifel ziehen könnte.

Wenn die USA ihr Vetorecht aufgäben, ver-
pflichten sie sich dann nur zum Einsatz der 
NATO-Streitkräfte oder zum Einsatz ihrer gan-
zen strategischen Streitmacht? Im ersten Fall 
wäre wieder ungewiß, ob die NATO-Streit-
macht die Grenze der amerikanischen Bündnis-
treue darstellt. Im zweiten Fall wäre eine eigene 
NATO-Streitmacht unnötig, da die USA dann 
gezwungen wären, alle ihre nuklearen Streit-
kräfte auf Befehl der in der Kontrollkörper-
schaft vorgesehenen Mehrheit einzusetzen.

Die Diskussion um das Vetorecht macht deut-
lich, daß die europäischen Sorgen um die Kern-
waffenkontrolle nicht so grundlos sind, wie oft 



behauptet wird. Wären Meinungsverschieden-
heiten zwischen Amerika und seitens europä-
ischen Verbündeten undenkbar, dann könnten 
die USA sich damit einverstanden erklären, ihr 
Kernwaffenarsenal nach vorher gegenseitig ab-
gestimmten Plänen einzusetzen, sobald eine 
gewisse Anzahl der Verbündeten es verlangt. 
Da Amerika sich weigert, das zu tun, muß man 
annehmen, daß es sich das Recht vorbehalten 
will, über die Lebensinteressen oder die Mittel 
zu ihrer Verteidigung anderer Ansicht wie die 
Verbündeten zu sein. So eifersüchtig die Ameri-
kaner auch auf ihre Vorrechte bedacht sind, so 
sollten sie doch Verständnis für die Versuche 
einiger der Verbündeten haben, ein stärkeres 
Stimmrecht bei der Entscheidung über ihr Schick-
sal zu erhalten, auch wenn sie ihnen nicht prin-
zipiell zustimmen.

Kurz gesagt, die einzige Maßnahme, die jene 
Besorgnisse ausräumen könnte, die in erster 
Linie das Verlangen nach multilateraler Kon-
trolle geweckt haben, ist eine Modifizierung des 
Vetorechts der Vereinigten Staaten. Abgesehen 
von den innenpolitischen Problemen, die das in 
den USA aufwerfen würde, stellte eine eigene 
NATO-Atomstreitmacht vielleicht nicht die 
ergiebigste Verwendung einer derart weit-
reichenden amerikanischen Bindung dar. Eine 
NATO-Atomstreitmacht ohne amerikanisches 
Veto ist eine europäische Atomstreitmacht. 
Wenn die USA bereit sind, ihr Vetorecht auf-
zugeben, wäre es besser, entweder eine Kontroll-
instanz für alle strategischen Streitkräfte inner-
halb der NATO zu bilden, oder einer unab-
hängigen Europäischen Atomstreitmacht zuzu-
stimmen, die einen Verfassungskonflikt in den 
USA ersparen würde.

Tatsächlich wäre die einzige sinnvolle multi-
laterale strategische Streitmacht innerhalb der 
NATO eine Europäische Atomstreitmacht, in 
der die britischen und französischen nuklearen 
Verbände aufgehen würden. Sie würde verfas-
sungsrechtlich Konflikte wegen des Vetos ver-
meiden und würde nicht den gleichen Zweifel 
am Umfang der amerikanischen nuklearen Bünd-
nistreue aufkommen lassen wie eine NATO-
Streitmacht. Die Tatsache, daß eine Europäische 
Atomstreitmacht nicht über die ganze Skala 
nuklearer Drohungen verfügen würde, hätte 
nicht die Auflösung der NATO zur Folge, wie 
oft behauptet wird, sondern eine europäisch-
amerikanische Partnerschaft in der Planung. 
Aufgabe einer Europäischen Atomstreitmacht 
wäre es, mit speziell europäischen Problemen 
fertig zu werden. Sie könnte vor allem die 
Furcht beseitigen, die Schwerpunktverlagerung 
auf die lokale Verteidigung könnte die Sowjet-
union in die Lage versetzen, Europa zu ver-
wüsten und gleichzeitig die Vereinigten Staaten 
2u verschonen. Die amerikanische Unterstützung 
einer Europäischen Atomstreitmacht würde den 
Eindruck verwischen, die USA strebten danach, 
Europa in nuklearen Angelegenheiten in einem 
Zustand der Abhängigkeit zu erhalten. Eine 
derartige Streitmacht wird wahrscheinlich ohne-
hin das Ergebnis der europäischen Integration 
sein und könnte dazu beitragen, sie zu fördern.

Man muß sich jedoch darüber klar sein, daß im 
Augenblick weder die Vereinigten Staaten noch 
Großbritannien noch Frankreich bereit zu sein 
scheinen, diesen Kurs einzuschlagen; aber das 
darf nicht als Entschuldigung dafür dienen, vor 
den Problemen, die die NATO gefährden, aus-
zuweichen. Wir dürfen auch nicht Notbehelfe 
mit Heilmitteln und Symbole mit Realitäten 
verwechseln. Die Unterstellung von Atomunter-
seebooten unter die NATO ist ein Zeichen ame-
rikanischer Bündnistreue, sie ändert jedoch nichts 
an der bestehenden Lage. Sicher ist es wün-
schenswert, daß die europäischen Verbündeten 
mehr Informationen über die Ziele und den 
geplanten Einsatz amerikanischer Atomstreit-
kräfte erhalten. Der Austausch von Informatio-
nen, auf den man sich auf der NATO-Tagung 
in Athen geeinigt hat, ist ein wichtiger Schritt. 
Er betrifft jedoch nur die eine Seite des Dilem-
mas. Die andere bildet das Problem des Veto-
rechts der Vereinigten Staaten und die franzö-
sische Anstrengung, eine eigene Atommacht zu 
bekommen.
Tatsächlich bilden die französisch-amerikani-
schen Meinungsverschiedenheiten das größte 
Einzelhindernis für eine Reform der NATO-
Strategie. Amerikas Empfindlichkeit in der Veto-
frage und seine Weigerung, den Vorschlag Prä-
sident de Gaulles für ein politisches Direktorium 
auch nur zu beantworten, erklären wenigstens 
teilweise Frankreichs Alleingang auf dem nu-
klearen Sektor, wenn sie ihn auch nicht recht-
fertigen. Jedenfalls sollte der Ärger über die 
Taktik de Gaulles nicht die Tatsache verdecken, 
daß Politik, wie Bismarck einmal sagte, die 
Kunst des Möglichen, die Wissenschaft vom 
Relativen ist. Amerikas Urteil über die militä-
rische Bedeutung einer unabhängigen franzö-
sischen nuklearen Streitmacht ist zweifellos rich-
tig. Die Frage ist, ob nicht alle amerikanischen 
Anstrengungen, sie zu vereiteln, die NATO 
zwingen werden, an einer veralteten Strategie 
festzuhalten.
Die Amerikaner werden wählen müssen, ob sie 
die Verbreitung von Kernwaffen innerhalb der 
NATO verhindern oder die örtliche Verteidi-
gung stärker betonen wollen. Eine örtliche Ver-
teidigung in Europa ist ohne französischen Bei-
trag, ohne französische Mitarbeit undenkbar. 
Die Weigerung, Frankreich zu helfen, sei es 
auch bei Projekten, die nicht direkt mit der

Die künftigen Aufgaben
Die obige Analyse zeigt, daß der Westen vor 
folgenden Aufgaben steht:
1. Die NATO muß sich mit der Tatsache ab-
finden, daß in den 60er Jahren die gegnerischen 
strategischen Streitkräfte wahrscheinlich immer 
unverwundbarer werden. Das zwingt zu einem 
echten Wechsel von der Gegenschlag-Strategie 
zu irgendeiner Konzeption örtlicher Verteidi-
gung. Wenn dieses Problem nicht eindeutig ge-
löst wird, ist die NATO zu ständigen Ausweich-
manövern verurteilt. Damit entsteht ein sehr 
starker Anreiz, neue nationale Vergeltungs-
streitkräfte aufzubauen.

Kernwaffenentwicklung Zusammenhängen (z. B. 
Leitsysteme für Flugzeuge), kann dazu führen, 
daß eine falsche französische Konzeption sich in 
eine fixe Idee verwandelt. Da die Kernwaffen-
entwidclung Frankreichs Mittel immer mehr in 
Anspruch nimmt, verringert es auch seinen 
potentiellen Beitrag zu anderen Projekten. So-
lange Frankreich dieser Konzeption anhängt, 
würde — sogar für den unwahrscheinlichen Fall, 
daß seine nuklearen Anstrengungen fehlschlagen 
sollten — die Folge aller Wahrscheinlichkeit 
nach kein größerer Beitrag Frankreichs zu den 
Schildstreitkräften sein, sondern ein Gefühl der 
Ohnmacht, das zum Neutralismus führt.
Der größte Nachteil der gegenwärtigen ameri-
kanischen Politik, so richtig sie theoretisch sein 
mag, ist die Tatsache, daß sie nicht funktioniert. 
Sie wird die Verbreitung von Kernwaffen nicht 
verhindern, nicht einmal im Falle Frankreichs. 
Sie wird jedoch die Aufstellung lokaler Vertei-
digungsstreitkräfte verhindern. Wenn die USA 
hinsichtlich des Hauptziels, die Fähigkeit der 
NATO zu lokaler Verteidigung zu erhöhen, 
Fortschritte machen wollen, werden sie — so 
schmerzlich es auch sein mag — bereit sein müs-
sen, ihre Haltung Frankreichs atomaren Am-
bitionen gegenüber zu überprüfen.
Entscheiden die USA sich jedoch dafür, dem 
französischen Atomprogramm gegenüber ent-
gegenkommender zu sein, sei es auch nur durch 
Hilfe bei der Entwidclung von Kernwaffen-
trägern, so gewinnen sie das Recht zu fordern, 
daß die eingesparten Mittel zur Verstärkung der 
konventionellen NATO-Schildstreitkräfte ver-
wandt würden. Amerika sollte seine Hilfe von 
der Bereitschaft Frankreichs (und in diesem 
Punkt auch Großbritanniens) abhängig machen, 
diejenigen Streitkräfte zu unterhalten, die zum 
NATO-Schild beizutragen sie versprochen ha-
ben. Wenn Frankreich einverstanden ist, be-
steht eine Basis für eine viel entschiedenere und 
systematischere Verstärkung der lokalen Ver-
teidigung. Die Unterstützung einer bescheidenen 
französischen Atomstreitmacht kann in diesem 
Stadium auch das beste Mittel sein, die oben 
erwähnte Europäische Nuklearstreitmacht zu 
fördern. Lehnt Frankreich diese Bedingungen 
ab, dann ist es klar, daß es seine „Grandeur“ 
über die gemeinsamen Interessen der NATO 
und letztlich über seine eigenen wohlverstan-
denen Interessen stellt.

2. Die NATO muß zwischen den beiden mög-
lichen Konzeptionen örtlicher Verteidigung 
wählen: entweder konventionelle Verteidigung 
mit Atomstreitkräften als Rückhalt — oder 
taktisch-nukleare Verteidigung. Der Versuch, 
beide Möglichkeiten zu verbinden oder so zu 
tun, als hätte die NATO eine Möglichkeit, 
während sie in Wirklichkeit nur die andere hat, 
kann ins Verderben führen.
3. Welche Entscheidung auch fällt — die NATO 
muß dann die Konsequenzen ziehen. Entscheidet 
man sich für die örtliche Verteidigung, so ist die 
Vorbedingung ein detaillierter und integrierter 



NATO-Mobilmachungsplan. Entscheidet man 
sich für die taktische nukleare Verteidigung, so 
ist die Vorbedingung eine wirksame politische 
Kontrolle dieser Strategie. In beiden Fällen wer-
den die Schildstreikräfte über die 1957 festge-
legten Grenzen hinaus verstärkt werden müssen.

4. Die Wahl zwischen konventioneller und 
nuklearer Verteidigung ist nicht ganz dem We
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-
sten überlassen. Daher ist es außerordentlich 
gefährlich, die Idee einer taktischen nuklearen 
Verteidigung so strikt abzulehnen, wie es offen-
bar bisher geschehen ist ).

5. Schwerpunktverlagerung auf örtliche Ver-
teidigung macht nicht nur eine konventionelle 
Rüstung nötig, sondern erfordert auch die 
Fähigkeit, differenzierte, taktisch-nukleare 
Operationen durchzuführen. Man sollte daher 
den gegenwärtig auf dem Kontinent stationier-
ten Kernwaffen eine klare taktische Aufgabe 
zuweisen — in erster Linie die der Kontrolle der 
Kampfsituation. Unter SACEUR sollte ein tak-
tisches Nuklearkommando gebildet werden, 
dessen Aufgabe die Planung und Kontrolle tak-
tisch-nuklearer Operationen wäre. Kernwaffen 
sollten der Verfügungsgewalt der Fronteinhei-
ten entzogen und diesem Kommando unterstellt 
werden. Das taktische Kernwaffenarsenal wäre ein 
wirksamerer Kristallisationspunkt für ein mul-
tilaterales NATO-Kommando als eine kleine 
strategische Streitmacht, da ihm alle für tak-
tische Aufgaben wichtigen Waffen unterstellt 
wären. Um dem europäischen Wunsch nach einer 
größeren Rolle in der nuklearen Planung Rech-
nung zu tragen, könnte der Befehlshaber die-
ser Streitmacht Europäer, vielleicht Franzose, 
sein.

6. Wenn es für die NATO richtig ist, sich auf 
konventionelle Verteidigung zu stützen, müs-
sen die entsprechenden Folgerungen auch für 
andere Gebiete gründlich untersucht werden. Es 
ist einfach eine unhaltbare Situation, sich im 
lebenswichtigsten Gebiet auf eine örtliche Ver-
teidigung zu verlassen, während man überall 
sonst von einer Strategie der nuklearen Ver-
geltung abhängig ist. Daher wird die beweg-
liche strategische Reserve in den Vereinigten 
Staaten verstärkt werden müssen.

18) Siehe die Berichte über den Vorschlag von Ver-
teidigungsminister McNamara auf der NATO-
Ministertagung in ‘New York Times" und ‘New 
York Herald Tribune", 6. Mai 1962.

7. Hinsichtlich der strategischen Kernwaffen 
sollte die NATO streng unterscheiden zwischen 
Mittel zur Abwehr unmittelbaren Drucks und 
Schritten zur Erreichung langfristiger Ziele. Um 
sinnvoll zu sein, sollten sich die NATO-Richt-
linien für strategische Streitkräfte auf alle stra-
tegischen Streitkräfte der Bündnispartner er-
strecken, und nicht nur auf eine kleine, etwas 
künstliche NATO-Streitmacht. Ein wirksames 
multilaterales Kontrollsystem wäre am sinn-
vollsten für eine europäische und nicht für eine 
NATO-Streitmacht. Was Frankreich angeht, 
liegt in diesem Stadium die beste Gelegenheit 
zu einer konstruktiven Politik in dem Bemühen, 
es von der ausschließlichen Beschäftigung mit 
seinem nuklearen Programm abzubringen, nicht 
aber in dem Versuch, es zu durchkreuzen. Hilfe 
für Frankreich oder Großbritannien auf nuklea-
rem oder damit zusammenhängenden Gebiet 
sollte jedoch davon abhängig gemacht werden, 
daß sie ihre Verpflichtungen gegenüber den 
Schildstreitkräften erfüllen und nichts unter-
nehmen, um Kernwaffen ohne amerikanische 
Zustimmung an andere Länder weiterzugeben.

8. Das Kernproblem der NATO ist nicht mili-
tärischer Natur. Es ist sehr schön, die unteil-
baren Interessen der Nordatlantischen Gemein-
schaft der Nationen abstrakt zu proklamieren. 
Bei einer ganzen Reihe von Streitpunkten — vom 
Kongo bis Berlin — jedoch haben die Vereinigten 
Staaten und ihre Verbündeten die Sache ver-
schieden gesehen. Die NATO kann nicht mili-
tärisch zu einer Einheit zusammengeschweißt 
werden, bevor sie politisch eine wird.
Einige der strukturellen Veränderungen, die 
Alastair Buchan vorgeschlagen hat, mögen hel-
fen 19).  Das wahre Problem jedoch reicht tiefer. 
Es geht um nichts Geringeres als um eine grund-
legende Überprüfung der Einstellung von beiden 
Seiten des Atlantik. Als die NATO geschaffen 
wurde, hatten die Vereinigten Staaten das po-
litische und strategische Übergewicht. Die ein-
zige Sicherheit für die europäischen Verbün-
deten war die amerikanische Garantie. Sie waren 
daher ohne viele Worte bereit, die meisten 
amerikanischen Vorschläge ohne Rücksicht auf 
ihre wahre Meinung anzunehmen, denn schon 
ihre Unterwerfung erhöhte die amerikanische 
Verpflichtung. Seitdem haben sich die Ameri-
kaner angewöhnt, ihre europäischen Verbünde-

19) ‘Foreign Affairs", Januar 1962. 

ten, mit Ausnahme Großbritanniens, fast mit 
psychotherapeutischen Methoden zu behandeln. 
Sie neigen dazu, ihre periodischen beruhigenden 
Versicherungen mit echter Partnerschaft und die 
Beschwichtigung der europäischen Besorgnisse 
mit der Behebung der Ursachen dieser Sorgen zu 
verwechseln. Die kontinental-europäischen Ver-
bündeten ihrerseits zeigten ihr Unbehagen häu-
figer, indem sie abgesprochene Maßnahmen ver-
zögerten, als in offener Formulierung ihrer ab-
weichenden Meinung.

Im kommenden Jahrzehnt muß Amerika sich mit 
der Tatsache abfinden, daß die bloße Verkün-
dung einer Politik nicht länger ihre Akzep-
tierung garantiert. Künftig werden die Euro-
päer nicht nur die amerikanische Verpflichtung 
an sich überdenken müssen, sondern auch ihre 
Natur. Gleichzeitig müssen die europäischen 
Verbündeten die Verantwortung übernehmen, 
die sich aus ihrer neuen Gleichberechtigung er-
gibt. Wenn sie nur Verdrießlichkeit an den Tag 
legen, dabei aber keine konstruktiven Alternati-
ven Vorschlägen, werden sie das Bündnis seiner 
Dynamik berauben.

In vieler Hinsicht sollte das neue europäische 
Selbstbewußtsein für die Vereinigten Staaten 
eine Quelle des Stolzes sein. Es kennzeichnet 
den Erfolg der durch den Marshallplan einge-
leiteten Politik. Viele der in diesem Aufsatz 
analysierten Schwierigkeiten entspringen gerade 
der Vitalität und Stärke innerhalb des nord-
atlantischen Raumes. Diese Probleme zu lösen 
ist eine würdige Aufgabe, denn dadurc werden 
Energien freigesetzt, die die Nationen des nord-
atlantischen Raumes in eine echte Gemeinschaft 
verwandeln könnten.

Anmerkung:

Henry Alfred Kissinger, 38 Jahre alt, wurde in 
Deutschland geboren. 1938 wanderte er nach USA 
aus. Er studierte an der Harvard-Universität und 
erwarb drei akademische Grade; in Harvard leitet 
er seit mehreren Jahren das Internationale Semi-
nar und ist Herausgeber der Vierteljahreszeitschrift 
“Confluence". Als Direktor der 'Special Studies' 
beim Rockefeller Brothers Fund in New York zeich-
nete er für das militärische Kapitel des Rockefeller 
Report on International Security verantwortlich, 
der im Januar 1958 dem amerikanischen Kongreß 
vorgelegt wurde.
Von Kissingers politisch-strategischen Werken 
sind in deutscher Übersetzung erschienen: Kern-
waffen und auswärtige Politik (1959), Die Entschei-
dung drängt; Grundfragen westlicher Außenpoli-
tik (1961), Großmacht und Diplomatie (1962).



ADLAI E. STEVENSON

Die USA und die Vereinten Nationen
Nachstehend veröffentlichen wir den Wortlaut der Grundsatzerklärung, die der amerikanische Chefdele-
gierte bei den Vereinten Nationen, Botschafter Adlai E. Stevenson, am 20. September 1962 vor der 17. Voll-
versammlung der Vereinten Nationen abgegeben hat.

Bilanz und Ausblick
Ich möchte meine Rede damit beginnen, daß 
ich — so nachdrücklich wie möglich — die große 
Bedeutung bekräftige, die meine Regierung der 
Arbeit der Vereinten Nationen beimißt. Meine 
Regierung ist mehr denn je davon überzeugt, 
daß der Erfolg oder Mißerfolg dieser Welt-
organisation sehr wohl den Unterschied zwi-
schen Ordnung und Anarchie auf der Welt 
bedeuten kann. Wir sind der Überzeugung, daß 
die Arbeit, die der 17. Vollversammlung vor-
behalten bleibt, wichtig und auch dringend ist. 

Zunächst darf ich Sie namens der Regierung der 
Vereinigten Staaten und dieser Stadt herzlichst 
hier in New York begrüßen. Wir beglückwün-
schen Sie, Herr Präsident, zu Ihrer Wahl zum 
Präsidenten der 17. Vollversammlung. Sie neh-
men einen Platz ein unter den führenden Män-
nern der Welt, die erwählt worden sind, um 
dem Forum der Welt in einer Zeit der Gefahr 
und Verheißungen vorzustehen, einen Platz, der 
auf Grund Ihrer Fähigkeiten und Kenntnisse 
nur noch mehr an Bedeutung gewinnen kann.

Und ich begrüße genauso herzlich, daß die Zahl 
unserer Mitglieder durch die Aufnahme von 
Trinidad-Tobago, Jamaika, Ruanda und Bu-
rundi erneut gewachsen ist — vier jungen Na-
tionen aus den sonnenreichen Landen, mit tro-
pischer Schönheit gesegnet, die zu besuchen und 
zu bewundern ich das große Glück hatte.

Am meisten aber begrüße ich die Gelegenheit, 
die diese Sitzungsperiode uns gibt, als Gremium 
gemeinsam den Kurs zu prüfen, den unsere 
Angelegenheiten nehmen, und die Maßnahmen 
zu bedenken, die erforderlich sind, uns der 
Welt, die wir anstreben, nämlich einer Welt der 
Gerechtigkeit, der Freiheit und des Friedens, 
näher zu bringen.

Vor einem Jahr traten wir in einer Zeit des 
Zweifels und der Gefahr zusammen. In den 
inzwischen verstrichenen zwölf Monaten ist 
vieles geschehen, um ein gewisses Maß neuer 
Hoffnung für die Zukunft zu rechtfertigen.

Abdruck aus „Amerika-Dienst" vom 28. 9. 1962.

Ein langer, bitterer Krieg in Algerien ist zu 
Ende gegangen.

Ein drohender Krieg zwischen zwei unserer Mit-
glieder im Südwestpazifik ist durch eine fried-
liche Lösung gebannt worden — durch staats-
männisches Verhalten auf Seiten dieser Länder 
und durch geschicktes Schlichten seitens der 
Vereinten Nationen.

In Laos sind an die Stelle eines durch auslän-
dische Intervention geschürten Bürgerkrieges ein 
Waffenstillstand und eine unabhängige, inter-
national garantierte Regierung getreten.

Im Kongo, wo die Vereinten Nationen eine so 
entscheidende Rolle gespielt haben, sind Krieg 
und Kriegsgefahr neuen Hoffnungen auf die 
friedliche Wiedereingliederung Katangas in den 
jungen Kongostaat gewichen; wir unterstützen 
die Bemühungen des Generalsekretärs, eine 
baldige Beschlußfassung über den Versöhnungs-
plan der LIN herbeizuführen.

Die Abrüstungsverhandlungen sind mit Unter-
stützung der Vollversammlung in einem neuen 
Forum wieder ausgenommen worden, in dem 
die Nicht-Atommächte eine nützliche und kon-
struktive Rolle spielen.

Wir haben unter den Auspizien der Vereinten 
Nationen damit begonnen, eine Zusammen-
arbeit bei der Erschließung des Weltraums — 
nicht im Interesse irgend eines Landes, sondern 
im Interesse der Menschheit — anzustreben.

Wir haben ebenfalls mit einer Intensivierung 
der Kampagne gegen die Armut im Rahmen 
eines Entwicklungsjahrzehnts der Vereinten 
Nationen begonnen.

Alle diese Entwicklungen — wie auch andere — 
geben Anlaß zur Befriedigung. Aber wir würden 
uns selbst täuschen, würden wir nur die posi-
tiven Seiten sehen. Wir leben immer noch — 
und zwar wir alle — in einer dunklen und un-
sicheren Welt.

Die Berlin-Krise hat sich nicht zum Krieg aus-
geweitet, aber der Druck und die Störungen 
gegenüber West-Berlin bleiben weiterhin eine 
überaus gefährliche Bedrohung für den Frieden 
der Welt;

die kubanische Regierung führt mit moralischer 
und materieller Unterstützung von außen eine 
Kampagne der Subversion und der Beschimp-
fung gegen ihre Nachbarn in der westlichen 
Hemisphäre durch;

in Vietnam bleibt die illegale Unterstützung 
eines bewaffneten Aufstandes von jenseits der 
Grenzen her weiterhin eine Bedrohung für den 
Frieden in Südostasien;

die chinesischen Kommunisten setzen ihre Poli-
tik der Provokation sowie ihre Gewalt- und 
Subversionsmaßnahmen fort;

im Mittleren Osten schwelt noch immer die 
Drohung eines Konflikts; sie ist zwar durch die 
den Frieden wahrende Maschinerie der Ver-
einten Nationen gedämpft, jedoch keineswegs 
beseitigt worden;

Streitfragen, die die Mitglieder unserer Organi-
sation betreffen, bleiben auf jedem Kontinent 
weiterhin ungelöst;

die anhaltende Unterdrückung der Völker Ost-
europas bleibt eine schleichende Gefahr für den 
Frieden;

die abschließende Phase der weltweiten Bewe-
gung zur nationalen Unabhängigkeit in allen 
Teilen der Welt wird durch Fragen kompliziert, 
die — obwohl vorübergehend und lösbar — ex-
plosiv werden könnten, wenn nicht klare Köpfe 
über ein zu hitziges Temperament die Ober-
hand behalten;

die weite Verbreitung der Armut in großen 
Teilen der Welt bleibt eine Quelle moralischer 
Enttäuschung und politischer Gefahr;

und, was am schlimmsten ist, das selbstmörde-
rische Wettrüsten hält unvermindert an.

Diese Situationen beschwören ernste Gefahren 
für den Frieden der Welt herauf.



Die Vereinten Nationen
Um solche Gefahren für den Frieden zu bannen, 
hat die Hälfte der in diesem Versammlungs-
raum anwesenden Länder vor 17 Jahren die 
Vereinten Nationen gegründet und hat die 
andere Hälfte sich in den dazwischenliegenden 
Jahren zur Charta bekannt.

Diese Charta stellte der Menschheit eine hohe 
Aufgabe. Es kann nicht behauptet werden, daß 
die Vereinten Nationen in diesen 17 Jahren auf 
der Erde eine Herrschaft des Friedens errichtet 
haben. Aber die Art, wie unsere Organisation 
in ihrer Geschichte mit den besonderen Heraus-
forderungen des Friedens fertig wurde, ist 
nichtsdestoweniger eindrucksvoll. In diesen Jah-
ren haben die Vereinten Nationen, sei es durch 
den Sicherheitsrat oder die Vollversammlung, 
durch Schlichtung oder Feuereinstellung, durch 
Friedensbeobachter oder Waffenstillstandsüber-
wachung oder direkte militärische Maßnahmen 
dazu beigetragen, Feindseligkeiten in Persien, 
Griechenland, dem Mittleren Osten, Kaschmir, 
Indonesien, Korea, Suez, dem Libanon, dem 
Kongo und Westneuguinea abzuwenden oder 
zu beenden.

Wenn es den Vereinten Nationen auch nicht 
gelungen ist, die Großmächte zusammenzubrin-
gen, so ist es ihnen doch oft gelungen, sie aus-
einanderzuhalten — und zwar an Stellen, wo 
durch eine direkte Konfrontation aus schwie-
rigen Situationen unter Umständen untragbare 
Situationen hätten werden können.

Wenn es den Vereinten Nationen auch nicht 
gelungen ist, alle internationalen Streitfragen 
zu regeln, so haben sie dennoch den Weg für

Eine gesunde finanzielle Basis ist notwendig
Was die Struktur anbetrifft, so besteht die erste 
Notwendigkeit darin, die Vereinten Nationen 
auf eine gesunde finanzielle Basis zu stellen. 
Unsere Organisation hat heute ein Defizit von 
mehr als 150 Millionen Dollar, das in erster 
Linie aus dem Ausbleiben oder der Verzögerung 
von Zahlungen für die den Frieden erhaltenden 
Maßnahmen herrührt, die sich als ebenso kost-
spielig wie notwendig erwiesen haben.
Das Notprogramm, mit dem dieses Defizit durch 
den Verkauf von Bonds ausgeglichen werden 
soll, ist eine gute Überbrückungsmaßnahme. Auf 
Grund der Maßnahmen unseres Kongresses wird 
die amerikanische Regierung in der Lage sein, 
den Vereinten Nationen die Hälfte des Geldes 
zu leihen, das diese im Rahmen dieses Pro-
grammes aufnehmen müssen. Andere Nationen 
haben sich bereits verpflichtet, Bonds in Höhe 
von 73 Millionen Dollar zu kaufen. Wir hof-
fen — und dies ist ein mildes Wort —, daß diese 
Staaten zusammen mit anderen, die sich noch 
nicht zum Kauf verpflichtet haben, die Gesamt-
summe auf 100 Millionen bringen. Meine Re-
gierung kann dann in vollem Umfang von ihrer 
Vollmacht Gebrauch machen und die gleiche 
Summe aufbringen.

müssen gestärkt werden
die friedliche Entwicklung einer Weltordnung 
bereitet. In diesem Prozeß haben die Vereinten 
Nationen nicht den verhängnisvollen Fehler 
begangen, zu versuchen, den Lauf der Geschichte 
aufzuhalten. Sie haben nicht den Frieden auf 
Kosten der erforderlichen Veränderungen zu 
erlangen gesucht. Und wir müssen gleicher-
maßen sicher sein, daß in einer Welt, die so 
unbeständig ist wie die unsrige, Veränderungen 
nicht auf Kosten des Friedens angestrebt werden, 
der vor allem anderen notwendig ist.

Die Leistungen sind eindrucksvoll; aber der 
Lauf der Geschichte ist heute weniger denn je 
aufzuhalten, und die gegenwärtigen Forderun-
gen nach Frieden und Fortschritt sind dringender 
denn je. Diesen Forderungen nachzukommen, 
bedarf es nicht nur einer starken, sondern einer 
noch stärkeren UN. Das wichtigste dieser Voll-
versammlung vorliegende allgemeine Problem 
ist daher, die Bemühungen um eine stetige Ver-
besserung unserer Organisation voranzutreiben, 
so daß diese sich noch energischer, wirksamer 
und schneller mit den Gefahren für den Frieden 
und den Hindernissen für den Fortschritt befas-
sen kann.

Das Wesentliche, der Kern, unsere tägliche Ar-
beit in dieser Vollversammlung ist es, ein mäch-
tigeres Gebäude zu errichten und die Vereinten 
Nationen weiter zu stärken. Der Wert und die 
Loyalität der Mitglieder werden daran gemes-
sen: stärken oder schwächen ihre Maßnahmen, 
ihre Vorschläge unsere Organisation?

Bei der Stärkung der Vereinten Nationen geht 
es sowohl um strukturelle als auch um stra-
tegische Fragen.

Aber dies alles ist nur ein Linderungsmittel, 
jedoch keine Lösung. Das gegenwärtige Defizit 
ist nur das Symptom eines tiefergehenden Pro-
blems — eines Problems, das durch die Trägheit 
zu vieler Regierungen hier in diesem Saal her-
vorgerufen wurde. Man kann gewisse Gründe 
verstehen, warum in der Vergangenheit gezögert

Das Instrumentarium der UN 
kann wirksamer gestaltet werden

Außer den Finanzfragen gibt es aber noch 
andere strukturelle Probleme. Niemand weiß 
besser als wir hier in diesem Saal, wie not-
wendig es ist, die Verfahren in dieser so stark 
erweiterten Organisation zu straffen, damit 
diese sich wirksamer mit den komplizierten 
Fragen auf unserer langen Tagesordnung befas-
sen kann.

Wir müssen den Sicherheitsrat und den Wirt-
schafts- und Sozialrat erweitern, um eine faire 
Repräsentation aller Regionen der Erde sicher-
zustellen.

wurde, eine kollektive finanzielle Verpflichtung 
für Maßnahmen der UN zu akzeptieren. Einige 
Staaten stellten beispielsweise in Zweifel, ob 
die Vollversammlung das Recht hat, eine bin-
dende Summe für die Deckung der den Frieden 
wahrenden Kosten festzusetzen. Aber alle recht-
lichen Unklarheiten sind nunmehr durch das 
jüngste Gutachten des Internationalen Gerichts-
hofes beseitigt worden.

Diese Vollversammlung sieht sich jetzt der 
zwingenden Verpflichtung gegenüber, eine kol-
lektive finanzielle Verantwortlichkeit für die 
Politik und die Maßnahmen der Vereinten Na-
tionen zu bestätigen. Meines Erachtens sollte 
die Vollversammlung auf dieser Sitzungsperiode 
das Rechtsgutachten des Internationalen Ge-
richtshofes akzeptieren und danach handeln, 
nachdem frühere Vollversammlungen andere 
Rechtsgutachten unverändert akzeptiert und 
danach gehandelt haben. Die finanzielle Inte-
grität und Unabhängigkeit der Vereinten Na-
tionen steht auf dem Spiel. Aber es geht noch 
um etwas viel Wichtigeres, nämlich um die 
Herrschaft des Rechts. Der Internationale Ge-
richtshof hat die Rechtsgrundsätze aufgestellt; 
es liegt nunmehr bei dieser Vollversammlung, 
ihre Achtung vor dem Recht zu manifestieren, 
indem sie dieses in die Praxis umsetzt.

Meines Erachtens muß diese Vollversammlung 
ferner einen Finanzierungsplan für künftige 
Friedensmissionen aufstellen, der in Kraft tritt, 
sobald die Gelder aus der Anleihe erschöpft 
sind. Über die Einzelheiten eines solchen Planes 
läßt sich noch sprechen. Aber — wie auch immer 
der Plan aussieht — er sollte fordern, daß jedes 
Mitglied seinen Verpflichtungen nachkommen 
muß, wenn erst einmal über die Beitragsveran-
lagung ordnungsgemäß abgestimmt ist.

Wir hoffen, daß diese Vollversammlung ein 
Programm beschließt, das auf dem einen oder 
anderen Wege die Finanzierung der von ihr 
selbst oder dem Sicherheitsrat gebilligten Pro-
jekte sichert. Anderenfalls verurteilen wir un-
sere Organisation zur Ohnmacht. Wir können 
nicht erwarten, daß die Vereinten Nationen von 
einem Tag zum anderen dahinleben und wie ein 
Bettler auf der Straße eine Mütze hinhalten.

Wir müssen die Bestimmungen für unsere inter-
nationalen Beamten und ihre Anwendung — ins-
besondere was die Beziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten und dem Sekretariat anbe-
trifft — überprüfen, damit die Beamten der UN 
auch weiterhin „ausschließlich international“ 
sind, wie es die Charta fordert.

Wir müssen ferner unbedingt einen General-
sekretär für eine volle Amtszeit wählen. Nach 
dem tragischen Tode von Dag Hammarskjoeld 
im vergangenen Jahr machte die Vollversamm-
lung eine sich in die Länge ziehende, lehrreiche 



konstitutionelle Krise durch. Wir lösten diese 
Krise, indem wir mit großer Mehrheit — und, 
ich hoffe fest, für immer — die in der Charta 
festgelegte Integrität des Amtes des General-
sekretärs behaupteten. Wir wählten dann ein-
stimmig einen Beamten und Diplomaten mit 
außergewöhnlichen persönlichen Qualitäten zum 
amtierenden Generalsekretär, der dieser Orga-
nisation in einer Zeit des Übergangs und der 
Ungewißheit gute Dienste geleistet hat.

Wir haben in dieser Versammlung die Pflicht, 
sicherzustellen, daß dieses wichtige Amt in den 
nächsten fünf Jahren genauso gut besetzt ist, 
wie dies in der Vergangenheit der Fall war, und 
daß derjenige, der dieses Amt innehat, die volle 
in der Charta vorgesehene Freiheit und Autori-
tät behält

Aber die Regelung all dieser organisatorischen 
Probleme würde immer noch die Frage ungelöst 
lassen, wie die von uns erdachte Maschinerie 
benutzt werden soll. Ich setze voraus, daß es 
unser entscheidendes Ziel ist, praktische Mög-
lichkeiten zur Erfüllung der Absichten der Char-
ta zu finden. Aber ich frage mich manchmal, ob

Statt lautstarker Debatten stille Diplomatie
Es liegt auf der Hand, daß diese Vollversamm-
lung nicht erfolgreicher arbeiten kann, wenn sie 
nach dem Muster einer öffentlichen Protest-
demonstration auf irgendeinem Platz abgehal-
ten wird. Es liegt ferner auf der Hand, daß der 
Einfluß dieser Vollversammlung nicht wachsen 
kann, wenn die Qualität ihrer Debatte durch 
Propaganda oder durch Reden entwertet wird, 
die nicht die Lösung der diesem Hause vorlie-
genden Fragen fördern, sondern an die Adresse 
der eigenen Bevölkerung gerichtet sind.

Entrüstung und Beleidigungen haben sich seit 
Beginn der Geschichte als machtvolle Feinde 
der Gerechtigkeit erwiesen. Es wäre erstaunlich, 
wenn sie nicht auch in den Verfahren der Ver-
einten Nationen aufträten. Aber die entschei-
dende Frage im Hinblick auf die dieser Vollver-
sammlung unterbreiteten Resolutionen muß doch 
sein, ob wir dadurch vernünftigen Lösungen der 
wahren Probleme und damit der Gerechtigkeit 
näher kommen.

Wir müssen uns, so glaube ich, zum Beispiel 
davor hüten, einen Beschluß zu fassen, bei dem 
ein hohes Prinzip zur Unterstützung einer un-
realistischen Maßnahme herangezogen wird 
und der in keiner Weise eine praktische Lösung 
näher bringt. Wenn dies zu einer allgemeinen 
Praxis würde, dann würden wir riskieren, da-
durch den Einfluß unserer Organisation zu zer-
stören, denn der Wert ihrer Empfehlungen 
würde dahinschwinden wie der des Geldes in 
einer Inflation.

In den Vereinten Nationen haben alle Mitglie-
der, ob groß oder klein, das gleiche Recht. Aus 
diesem Grunde sind sie auch so oft die Hoffnung 
der Welt genannt worden. Das ist der Grund, 
Warum sie der große Wahrer der Interessen der 
kleineren Staaten sind. Und deshalb müssen 

die angewandten Mittel und Wege, die er-
wünschten Ziele zu erreichen, immer die besten 
sind.

Ich bin mir sehr wohl der Enttäuschungen, der 
Versuchungen und der Konflikte in einer jeden 
parlamentarischen Demokratie bewußt, aber sie 
ist nun einmal das beste System, das jemals er-
dacht wurde, um alle Interessen bei der Führung 
der öffentlichen Angelegenheiten zu schützen 
und in Einklang zu bringen. Wenn man die mi:

•dieser Form der Organisation verbundene Viel-
falt in Rechnung stellt und den Ernst der von 
uns behandelten Fragen berücksichtigt, wenn 
man sich ferner vor Augen führt, wie jung die 
Vereinten Nationen sind und wie überaus 
schnell sie wachsen — dann muß man feststellen, 
daß sich die Vollversammlung, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, überraschend verant-
wortungsbewußt und reif gezeigt hat.

Unsere klare Pflicht ist es nun, unsere Arbeit 
so zu tun, daß diese Vollversammlung noch ver-
antwortungsbewußter, noch reifer und damit 
noch leistungsfähiger wird.

wir, wenn die Vollversammlung jetzt zahlen-
mäßig immer größer wird, dem ein Gefühl für 
ihre Bedeutung und ihre Verantwortung gegen-
überstellen.

Wir müssen, glaube ich, ferner erkennen, daß 
offene Debatten unter den Augen der Fernseh-
kameras nicht immer der Mäßigung und der 
erforderlichen Zurückhaltung dienlich sind, wenn 
stolze und souveräne Staaten einen Disput aus-
tragen. Auch ist die Vollversammlung nicht das 
einzige Medium, durch das unsere Organisation 
ihre Ziele verwirklicht. Wir erlebten es vor 
einem Jahr, daß die Vollversammlung sich nicht 
darüber einigen konnte, wie der Streit über 
Westneuguinea beizulegen sei. Wir wissen 
heute, wie viel die Vereinten Nationen zur Bei-
legung dieses Streits beitragen konnten, indem 
sie sich als ein ruhiger dritter Partner ein-
schalteten.

Das Wettrüsten

Der Weg zum Frieden führt über die friedliche 
Beilegung von Konflikten. Aber das größte Hin-
dernis auf diesem Weg, die größte Gefahr für 
alle bildet das immer größere Ausmaße anneh-
mende Wettrüsten. Es nimmt von Tag zu Tag 
an Tempo zu, je mehr die Atommächte und an-
dere große und kleine Staaten die Waffenarse-
nale vergrößern. Einige von uns erfinden und 
erproben immer neue schreckliche Waffen. Wir 
sehen uns gezwungen, dies zum Schutze unserer 
verschiedenen nationalen Interessen zu tun zu 
einem Zeitpunkt der Geschichte, an dem im 
nationalen Interesse aller Staaten — solcher mit 
und solcher ohne Atomwaffen — nicht die Aus-

Ich glaube, daß es zahlreiche Gelegenheiten für 
die Vereinten Nationen gibt, in internationalen 
Angelegenheiten als „dritter Partner“ zu fungie-
ren: als objektiver Beobachter, als unparteiischer 
„Sachwalter“ an Ort und Stelle, als Polizist im 
Revier, als Instrument stiller Diplomatie. Bei 
einigen Fragen, die uns auch heute hier vorlie-
gen, könnten die Vereinten Nationen beispiels-
weise einen Berichterstatter einsetzen, der die 
Fakten feststellt und die Probleme analysiert 
und dadurch vernünftige Entscheidungen der 
Vollversammlung erleichtert.

Nichts ist wichtiger für uns als ein unermüd-
liches und systematisches Vorgehen gegen die 
Konflikte, die den Frieden gefährden. Seit un-
sere Welt ein überfülltes Haus und unser Planet 
ein einziges Pulverfaß geworden ist, haben alle 
Nationen die Pflicht, sich bei der Verfolgung 
nationaler Ambitionen, die zu einem Konflikt 
mit anderen Nationen führen könnten, zurück-
zuhalten, bis die Weltgemeinschaft Gelegenheit 
gehabt hat, durch geduldige und stille diplo-
matische Bemühungen eine Lösung zu finden.

Es geht hier nicht darum, sich gegen wünschens-
werte Veränderungen zu stellen oder sie zu ver-
zögern. Es handelt sich vielmehr darum, die er-
forderlichen Maßnahmen nicht zu blockieren 
oder ihnen auszuweichen. Im Gegenteil, es ist 
wesentlich, die wirksamste Technik auszuwählen, 
die sachdienlichste Formel zu finden, um sicher-
zustellen, daß Veränderungen tatsächlich statt-
finden und Maßnahmen tatsächlich ergriffen 
werden können, um den Frieden der Welt zu 
gewährleisten und die Vereinten Nationen zu 
stärken.
Es gibt Arbeit genug und genügend Werkzeuge, 
um sie zu tun. Lassen Sie uns den Entschluß 
fassen, mit der richtigen Einstellung an sie 
heranzugehen. Lassen Sie uns unsere Werkzeuge 
und Möglichkeiten für eine Periode aktiver und 
einfallsreicher Diplomatie einsetzen und zusam-
menfassen. Lassen Sie uns in dieser 17. Vollver-
sammlung die höchsten Formen der politischen 
Kunst anstreben und eine Zeit friedlicher Lö-
sungen der Konflikte einleiten — eine Zeit, in 
der wir friedlich die großen Umwälzungen be-
werkstelligen, die unsere heutige Geschichte for-
dert.

ist eine Torheit
Weitung, sondern die Vernichtung des Kriegs-
potentials liegt.

Lassen Sie mich dies so klar und so einfach sa-
gen, wie ich es kann: Dieses verschwenderische 
Wettrüsten ist eine gefährliche und tödliche 
Torheit. Wir hier in den Vereinigten Staaten 
wollen unsere Mitmenschen retten und nicht 
vernichten. Wir wollen die von diesem unersätt-
lichen Moloch verschlungenen Hilfsquellen für 
die unbewältigten Aufgaben unserer eigenen 
Gemeinschaft nutzbar machen. Und wir wollen, 
daß diese Hilfsquellen dafür eingesetzt werden, 
um jedem Menschen auf dieser Erde eine Chance 
für ein besseres Leben zu geben.



Das Wettrüsten aber dauert an. Es dauert an, 
weil kein Land angesichts feindlich gesonnener 
anderer Länder seine Verteidigung vernach-
lässigen kann. Keine Großmacht kann eine ein-
seitige Abrüstung riskieren. Es gibt einen — und 
nur einen — Ausweg aus diesem unerträglichen 
Dilemma, nämlich die Schaffung eines Systems 
der vollständigen und allgemeinen Abrüstung, 
in dessen Rahmen sämtliche Staaten — unter 
den Augen der Völkergemeinschaft und unter 

geeigneten Sicherheitsvorkehrungen — ihr eige-
nes Kriegspotential progressiv abbauen.

Es war ein großer Erfolg unserer letzten Sit-
zungsperiode hier, über eine Reihe von Grund-
sätzen für eine allgemeine und vollständige Ab-
rüstung Einigung zu erzielen. Wir haben jedoch 
keinen Fortschritt in Richtung auf die Verwirk-
lichung dieser anerkannten Grundsätze in Form 
eines anerkannten Plans gemacht, um in ge-

meinsamem Vorgehen in rasch aufeinanderfol-
genden Phasen einer vollständigen Abrüstung 
und wirksamen Methodik zur Wahrung des 
Friedens näher zu kommen.

Die Vereinigten Staaten haben einen solchen 
Plan unterbreitet. Sie haben ihre Vorschläge 
sowohl dieser Versammlung als auch der Abrü-
stungskonferenz der 18 Staaten in Genf darge-
legt.

Abrüstung setzt internationale Kontrolle voraus
Aber so, wie es mindestens zweier bedarf, um 
ein Wettrüsten in Gang zu bringen, so bedarf 
es auch mindestens zweier, um ein solches Wett-
rüsten zu beenden. Kein seiner Sinne völlig 
mächtiger Mensch kann von einer Seite erwar-
ten, daß sie sich die Mittel zur Selbstverteidi-
gung entzieht, solange sie nicht ganz sicher 
weiß, daß die andere Seite ihre Waffen ebenfalls 
ablegt. Das heißt, eine praktisch durchführbare 
Nachprüfung ist der Kernpunkt eines jeden ver-
nünftigen Abrüstungsabkommens.

Es braucht keine totale Verifizierung zu sein. 
Wir haben in langwierigen Verhandlungen zu 
wiederholten Malen bewiesen, daß wir bereit 
sind, gewisse Risiken auf uns zu nehmen, um 
die Aussichten für ein verstärktes Wettrüsten zu 
verringern. Wir sind aber nicht bereit, unsere 
Existenz aufs Spiel zu setzen. Wenn andere 
Länder — so wie wir bereit sind, es zu tun — 
jenes Maß an internationaler Inspektion ge-
statten, das um der gegenseitigen Sicherheit 
willen technisch notwendig ist, dann können wir 
das Wettrüsten einstellen. Aber wir können 
nicht unsere nationale Existenz in blindem Ver-
trauen aufs Spiel setzen, insbesondere nicht in 
blindem Vertrauen auf ein großes und macht-
volles Land, das immer wieder seine grundsätz-
liche Ablehnung der Grundwerte einer freien 
Gesellschaft bekundet.

Die Sachlage ist klar. Der Preis der allgemeinen 
Abrüstung ist die gegenseitige Sicherheit durch 
internationale Inspektion im Rahmen der Verein-
ten Nationen. Weil ein solches System inter-
national wäre, könnte es wohl kaum mit Spio-
nage in Zusammenhang gebracht werden. Ist 
eine Inspektion durch eine Behörde der Verein-
ten Nationen ein zu hoher Preis für die Sicher-
heit der Menschheit, ja vielleicht sogar für ihren 
Fortbestand? Kann eine Gesellschaft die Ge-
heimhaltung höher einschätzen als die Sicherheit 
aller, vor allem aber, kann dies eine Gesell-
schaft, die sich selbst als das Modell anpreist, 
auf das hin sich alle anderen Gesellschaften 
zwangsläufig entwickeln müssen?

Herr Präsident, ich trage diese Angelegenheit 
hier mit allem gebotenen Ernst vor. Ich frage 
die Mitglieder dieser Versammlung: Wollen Sie 
sich dem Wunsch aller Menschen der Welt nach 
einem allgemeinen Abrüstungsprogramm, das 
die Chance einer Beendigung des Wettrüstens 
bietet, anschließen?

Noch einmal, die Antwort auf diese Frage wird 
nicht in Ermahnungen und Gefühlsaufwallungen 
zu finden sein. Lind sie wird auch nicht durch 
die Verabschiedung trefflicher Resolutionen ge-
funden, in denen edle Ziele ohne Berücksichti-
gung der Realitäten verkündet werden. Sie kann 
nur in einer nüchternen Bemühung zur Lösung 
der unendlich komplizierten Probleme der Ab-
rüstung gefunden werden. Wir glauben, daß uns 
ernsthafte Verhandlungen in Genf unserem

Für die Einstellung der Kernwaffenversuche
Es gibt aber eine noch dringlichere Frage als die 
allgemeine Abrüstung, und hier ist die Lage 
nicht hoffnungslos. Ich spreche von den Kern-
waffenversuchen. Wenn ich hierin ein noch 
akuteres Problem sehe, so meine ich auch, daß 
es leichter zu lösen ist — und daß dabei größere 
Hoffnungen auf einen baldigen Fortschritt be-
stehen.
Seit annähernd vier Jahren führen die Haupt-
atommächte, darunter auch mein Land, Ver-
handlungen über ein vernünftiges und dauer-
haftes Kernwaffenversuchsverbot. Dieses Ver-
bot würde auch einer Ausbreitung solcher Waf-
fen entgegenwirken, würde diese sehr beun-
ruhigende neue Strahlenquelle im menschlichen 
Lebensraum ausschalten und wäre ein großer 
Schritt vorwärts in Richtung auf einen umfassen-
den Abrüstungsvertrag, den wir so ernsthaft er-
streben.

Wie aus den Entwürfen der in Genf vorgelegten 
Pläne klar hervorgeht, ist die Regierung der 
Vereinigten Staaten bereit, sämtliche Kernwaf-
fenversuche einzustellen, vorausgesetzt nur, daß 
andere ebenfalls bereit sind, die Verpflichtung 
zu übernehmen, ein Gleiches zu tun. Versuche in 
der Atmosphäre, über den Ozeanen und im 
Weltraum verursachen die gefürchtete Strahlung 
— nicht so die unterirdischen Versuche. Wir sind 
bereit, die Versuche in der Atmosphäre, über 
den Ozeanen und im Weltraum ohne internatio-

Die USA stehen an der Seite der jungen Nationen
Das Ziel des Friedens ist unlösbar mit dem Ziel 
des Fortschritts verwoben. Indem wir die Fähig-
keit unserer Organisation, den Frieden zu wah-
ren, verbessern, stärken wir auch die Vereinten 
Nationen für ihre anderen wesentlichen Auf-
gaben: Hilfe zu leisten bei der Konstituierung 

Ziele näher bringen, und ich hoffe, daß die Dis-
kussionen dort von dieser Versammlung weiter-
hin mit ganzem Herzen und inständig unter-
stützt werden.

Hier in New York kann die Versammlung auf 
der unumgänglichen Bedingung einer Weltab-
rüstung bestehen: Sicherheit, daß abgeschlossene 
Übereinkommen auch gehaltene Übereinkom-
men sind.

nale Verifizierung einzustellen, weil wir natio-
nale Möglichkeiten besitzen, die Versuche an-
derer festzustellen. Und wir sind auch bereit, 
die unterirdischen Versuche einzustellen — bei 
denen wir keine eigenen Möglichkeiten zur Fest-
stellung haben —, vorausgesetzt, daß ein inter-
nationales System geschaffen wird, welches uns 
die Gewähr bietet, daß die anderen das gleiche 
tun.

Seit 1945, als es begann, haben die Vereinigten 
Staaten nukleare Sprengkörper mit einer Ge-
samtstärke von 140 Megatonnen zur Detona-
tion gebracht. Die Sowjetunion, die, soweit wir 
aus den Aufzeichnungen unserer Fernmeßinstru-
mente ersehen, 1949 mit ihren Versuchen be-
gann, hat an die 250 Megatonnen zur Explo-
sion gebracht. Seit die UdSSR im Herbst ver-
gangenen Jahres das Moratorium brach, zündete 
sie wiederum Atombomben in einer Gesamt-
stärke von 200 Megatonnen — die Vereinigten 
Staaten, die dadurch zur Wiederaufnahme der 
Versuche gezwungen wurden, brachten jedoch 
nur 25 Megatonnen zur Detonation. Ich wieder-
hole: Wir möchten die Kernwaffenversuche ein-
stellen. Falls andere Kernwaffenmächte eben-
falls bereit sind, ein Abkommen über die Ein-
stellung zu schließen, werden die Versuche auf-
hören. Hinsichtlich dieser übergeordneten Frage 
meinen wir in den Vereinigten Staaten es ab-
solut ernst.

von Nationen in Würde und Freiheit, Hilfe zu 
leisten bei der Befreiung der Menschheit von 
ihren jahrhundertealten Feinden Not und Elend. 
Und indem wir gesunde, moderne Gesellschaften 
errichten, knüpfen wir das Gewebe des Friedens 
fester; wir vermindern die Gefahr, daß sich 



Elend und Fehlschläge in Konflikte entladen. So 
sind die Wahrung des Friedens und die Errich-
tung neuer Nationen die beiden Seiten der UN-
Medaille.

Wir, die wir an diesen Vollversammlungen der 
Vereinten Nationen teilgenommen haben, sind 
Zeugen einer großen historischen Umwandlung 
geworden. In den Jahren seit 1945 haben wir er-
lebt, wie — unter Mitwirkung dieser Versamm-
lung — das Zeitalter des klassischen Kolonia-
lismus zu Ende ging. In diesen Jahren gewannen 
46 Nationen — fast die Hälfte der gegenwärti-
gen Mitglieder dieser Organisation — ihre Un-
abhängigkeit. Damit vollzog sich eine umwäl-
zende Veränderung in der Struktur der inter-
nationalen Beziehungen und der internationa-
len Machtverhältnisse.

Diese Veränderung wurde, wie ich kaum zu be-
tonen brauche, in den Vereinigten Staaten be-
geistert begrüßt. Als erster moderner Staat, der 
sich vom Kolonialismus freigemacht hat, waren 
wir immer stolz, anderen Staaten Schrittmacher-
dienste zu leisten bei jenem lohnendsten und 
schwierigsten Wagnis — dem Wagnis der Selbst-
regierung. Wir halten keine Aufgabe für wich-
tiger als die, ihnen überall, in den älteren 
Kolonialgebieten und anderswo, zur Selbstbe-
stimmung zu verhelfen.

Diese Aufgabe wird diese Versammlung wäh-
rend der kommenden Monate in ernsten und 
zielbewußten Beratungen beschäftigen. In kei-
nem Teil der Welt hat das Streben nach natio-
naler Unabhängigkeit in den letzten drei Jah-
ren augenfälligere Ergebnisse gezeitigt als in 
Afrika. In keinem Teil der Welt ist es wich-
tiger, rasche Fortschritte bei der Lösung der 
restlichen Probleme des klassischen Kolonialis-
mus auf der Basis echter Selbstbestimmung zu 
erzielen. Viele Monate lang hat sich bereits der 
Siebzehner-Sonderausschuß für Kolonialismus 
mit diesen Fragen befaßt. Wir hoffen, daß der 
Ausschuß imstande sein wird, seine Arbeit 
künftig in einer von den Wallungen des Kalten 
Krieges — die in diesem Jahre seine Tätigkeit 
beeinträchtigen — ungetrübten Atmosphäre fort-
zusetzen — einer Atmosphäre, in der alte und 
neue Staaten zusammenwirken können, um mit-
zuhelfen, daß in Ländern, die noch nicht frei 
sind, die wesentlichen Voraussetzungen für eine 
erfolgreiche Staatwerdung geschaffen werden.

Denn ein Federstrich macht noch keinen Staat. 
Eine politische Unabhängigkeitserklärung ist ein 
Anfang, nicht ein Abschluß. Nichts schadet dem 
sich in unserer Epoche vollziehenden großen 
historischen Umbruch mehr, als wenn junge 
Staaten dem Chaos verfallen, internationaler 
Schutzverwahrung bedürfen oder eine interna-
tionale Gefahr werden. Zur schmerzhaften Ge-
burt eines Staates gehört sowohl die Realität 
als die Rhetorik der Unabhängigkeit: ein natio-
naler Wille, der politischer Klugheit fähig ist, 
administrative Kraft, wirtschaftliche Energie und 

die notwendige moralische Disziplin, um die 
Verheißung nationaler Unabhängigkeit in ein 
freies und produktives Leben für das Volk um-
zuwandeln. Das Interesse meiner Regierung 
und der Welt liegt nicht in der rein zahlen-

Der Kampf gegen die Not ist die dringlichste Aufgabe
Die Errichtung von Staaten ist eine politische 
Angelegenheit — nationale Unabhängigkeit 
aber schließt auch soziale, wirtschaftliche und 
moralische Belange ein. Darum hoffe ich, daß 
diese Versammlung ihre Aufmerksamkeit dem 
nächsten wichtigen Punkt in der Agenda der 
Staatenbildung zuwendet — das heißt, daß den 
jungen Staaten geholfen wird, sich die Werk-
zeuge zu schaffen, die sie brauchen, um die Auf-
gaben der Selbstentfaltung erfüllen zu können. 
Die Zeit ist niemals günstiger gewesen, um sich 
dieser Aufgaben erfolgreich zu entledigen. Wenn 
die Wunder der Wissenschaft der Menschheit 
neue Kräfte der Zerstörung in die Hand gege-
ben haben, so haben sie ihr auch gleichzeitig 
neue schöpferische Kräfte gegeben. Die große 
Aufgabe, die uns gestellt ist, besteht darin, die 
Wunder der Wissenschaft in den Dienst des 
Menschen zu stellen — und zwar sowohl des 
Menschen, der auf dieser Erde arbeitet, als auch 
jenes Menschen, der das Universum erforscht.
Ich glaube, wir können mit Recht dem Aus-
schuß für die friedliche Nutzung des Weltraums 
zu den auf dem Gebiet der internationalen wis-
senschaftlichen und technischen Zusammenar-
beit erreichten Fortschritten gratulieren — Fort-
schritten, die sowohl für den Frieden als auch 
für die Förderung des Wissens sehr vielver-

Für internationale Zusammenarbeit 
bei der Entwicklungshilfe

Im Laufe der Jahre haben die Vereinten Natio-
nen eine eindrucksvolle Reihe technischer In-
stitutionen geschaffen, die alle darauf ausge-
richtet sind, den weniger entwickelten Nationen 
bei der Modernisierung ihrer Volkswirtschaften 
zu helfen. Diese Sonderorganisationen der Ver-
einten Nationen haben neue und erregende 
Projekte ins Leben gerufen: Ein die ganze Welt 
erfassendes Lebensmittel-Programm läuft ge-
rade an. Der Rat der Gouverneure der Weltbank 
fordert gerade in diesen Tagen Empfehlungen 
für eine Kapitalerhöhung der Internationalen 
Entwicklungsgesellschaft. In Genf findet Anfang 
nächsten Jahres eine in dieser Art einmalige 
Konferenz über die Anwendung von Wissen-
schaft und Technik auf die Entwicklungsproble-
me statt.

Andere Projekte und Programme liefern den 
Beweis für die wachsende Reife, den immer grö-
ßer werdenden Rahmen und das ständig stei-
gende Leistungspotential der Sonderorganisa-
tionen. Dies ist alles nur zum Guten. Die große 
Aufgabe, der wir uns jetzt gegenüber sehen, be-
steht darin, mit jedem Jahr unsere Sonderorga-
nisationen zu verbessern — sie mit vernünftigen 

mäßigen Vermehrung der Nationen, sondern in 
der Vermehrung von Staaten, deren Völker frei 
sind und die Kraft haben, zu überleben, sich zu 
entfalten und ihren Teil zur Stärkung der in-
ternationalen Ordnung beizutragen.

sprechend sind. Aber was nützt es, wenn einige 
wenige Menschen die Erde umkreisen, während 
gleichzeitig unter ihnen Millionen von Men-
schen hungern? Was nützt uns unsere tech-
nische Kühnheit, wenn wir zwar Menschen in 
den Weltraum bringen, sie aber nicht aus dem 
Sumpf der Armut herausziehen können?

Sich bewußt daranzumachen, die Armut als 
Hauptübel der Menschheit zu beseitigen, ist 
eine Aufgabe, wie sie dem Menschen riesiger 
nie gestellt worden ist, und ich möchte Sie darum 
bitten, die Schwierigkeiten nicht zu unterschät-
zen.

Aber wenn die Aufgabe auch enorm schwierig 
ist, so kann sie doch höchste Erfüllung bringen. 
Ich bin stolz darauf, daß mein eigenes Land 
bahnbrechend bei der Unterstützung jener Na-
tionen gewesen ist, die bereit waren, den Weg 
zu selbstgespeistem Wachstum zu gehen. Es er-
füllt mich auch mit Befriedigung, daß so viele 
andere industriell hochentwickelte Länder die-
sem Beispiel gefolgt sind. Es ist ermutigend, daß 
ganze Gruppen von Nationen damit beginnen, 
gemeinsam ihr wirtschaftliches Geschick im Rah-
men regionaler Organisationen zu gestalten 
und ihre Hilfe für die Entwicklungsländer koor-
dinieren.

Verfahren und ausreichenden Hilfsquellen aus-
zustatten und mit interessierten und erfahrenen 
Kräften zu besetzen; ihre Planung, Programm-
gestaltung, Verwaltung und Koordinierung zu 
verbessern; dafür zu sorgen, daß sie den Erfor-
dernissen einer realistischen Entwicklung in den 
neuen Ländern gerecht werden; sie mit den an-
deren Formen der Entwicklungshilfe — natio-
nale, regionale und internationale —, die gegen-
wärtig den aufstrebenden Nationen gewährt 
wird, zu integrieren — und damit sicherzustel-
len, daß die Entwicklungshilfe überall in der 
Welt auf eine Basis der Zusammenarbeit und 
nicht auf der Basis der Konkurrenz erfolgt.

Wir müssen für eine größere Harmonie des Orche-
sters der uns für die Hilfe bereits zur Verfügung 
stehenden Instrumente Sorge tragen.

Die vollen Verheißungen der Entwicklung kön-
nen nicht innerhalb nationaler Grenzen verwirk-
licht werden. Um die allgemeine Prosperität zu 
fördern, müssen wir die Schranken beseitigen, 
die den freien Verkehr von Menschen, Geld und 
Gütern über die nationalen Grenzen hinweg 
blockieren.



Wir haben den außerordentlichen Aufschwung 
der Wirtschaftstätigkeit erlebt, die mit der Ent-
stehung des europäischen Gemeinsamen Mark-
tes einherging — eines der großen Wagnisse 
schöpferischer Staatskunst unserer Zeit. Länder-
gruppen in anderen Teilen der Welt suchen in 
gleicher Weise nach Mitteln und Wegen, regio-
nale Wirtschaftseinheiten aufzubauen, die wie-
derum dem ausgeweiteten Welthandel neuen 
Auftrieb geben können.

Es ist selbstverständlich entscheidend wichtig, 
daß derartige Gruppierungen den Nichtmitglie-
dern die größtmöglichen Vorteile des ausgewei-
teten Marktes einräumen. Wir wissen heute, 
daß sich keine einzelne Nation ihre Prosperität 
damit erkaufen kann, daß sie die Prosperität 
anderer eindämmt.

Die Ausweitung des Welthandels auf der Basis 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 
hängt wiederum von dem weiteren sozialen 
Fortschritt, der größeren Freiheit und dem brei-
teren Rahmen des Weltfriedens ab, die sicher-
zustellen Aufgabe der Vereinten Nationen ist 
Darum haben die Vereinigten Staaten, zusam-
men mit den anderen Mitgliedern des Wirt-

schafts- und Sozialrates, mit Freuden der ein-
stimmigen Forderung nach einer Handels- und 
Entwicklungskonferenz der Vereinten Nationen 
zugestimmt. Wir werden alles in unseren Kräf-
ten Stehende tun, um diese Konferenz zu einem 
Erfolg werden zu lassen.

Wir müssen — angesichts der Aufgabe des Jahr-
zehnts der Entwicklung — zu einer klareren 
Strategie der Entwicklung gelangen, zu einer 
deutlicheren Erkenntnis der Dringlichkeitsstu-
fen, zu einer schärferen Arbeitsteilung unter den 
verschiedenen Hilfsinstitutionen — und zu einer 
klareren Würdigung, daß die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung eines Landes nicht nur von 
dem Kapital und der Unterstützung von außen 
abhängt, sondern ebenso von der politischen 
Führung, dem institutionellen Wachstum, der 
wirtschaftlichen und sozialen Reform und dem 
nationalen Willen.

Hier liegt nun unsere doppelte Aufgabe: an die 
Stelle der lauten Politik die stille, aber ent-
schlossene Diplomatie zu setzen — und an die 
Stelle des Wettlaufs der Rüstungen den, wie der 
Präsident im vergangenen Jahr sagte, Wettlauf 
des Friedens — mit einem schöpferischen Wett-

streit der Produktion und des Güteraustausches 
und der Hebung des Lebensstandards.

Diese Aufgaben sind nicht neu — und sie wer-
den bis zu unserer Vertagung auch nicht gelöst 
sein. Aber ich rechne fest damit, daß die 17. 
Vollversammlung, bevor wir uns vertagen, die 
Aufgaben der friedlichen Regelung, der Um-
wandlung ohne Kampf und des Krieges gegen 
die menschliche Not energisch in Angriff neh-
men wird.

Das ist das mindeste, was wir uns als den Hü-
tern der Geschichte unserer Zeit schuldig sind. 
Meine eigene Regierung verpflichtet sich feier-
lich, bei der Erfüllung dieser Aufgaben fest und 
unermüdlich mitzuarbeiten. Von den Idealen 
der Charta und von unseren Verpflichtungen 
gegenüber unseren Mitmenschen durchdrungen, 
können und dürfen wir, die Mitglieder dieser 
Versammlung, unsere Beratungen nicht beenden, 
ohne der Welt einen greifbaren Beweis für un-
sere Hingabe an die Sache des Friedens und der 
Gerechtigkeit zu geben. Dieser greifbare Beweis, 
Herr Präsident, kann nur in unseren Entschei-
dungen und Taten in den kommenden Monaten 
liegen.
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